
1967
Bildung der Northern Ireland Civil Rights As-
sociation als Dachorganisation der wachsen-
den Bürgerrechtsbewegungen in Nordirland.

1968
Gewaltsame Zusammenstöße zwischen Bür-
gerrechtlern und militanten Protestanten in 
Derry am 5. Oktober lösen die heiße Phase des 
Nordirland-Konfliktes aus.

1969
Einsatz der britischen Armee in Nordirland; 
Beginn der Terroraktivität der Provisional 
IRA.

1971
Einführung von Internment als Maßnahme 
der nordirischen Administration zur effektive-
ren Bekämpfung der IRA.

1972
Bloody Sunday (30.1.). 13 Katholiken werden 
bei Unruhen in Derry von der britischen Ar-
mee erschossen.

1972
Suspendierung des nordirischen Parlaments. 
„Direct Rule" Westminsters beginnt.
1974
(Januar) Einberufung der Konferenz von Sun- 
ningdale, auf der gemäßigte Protestanten und 
Katholiken unter britischer Regie ein Reform-
konzept für Nordirland verabschieden, das die 
Bildung einer beide Konfessionen repräsentie-
renden Versammlung (power-sharing) sowie 
die Einberufung eines gesamtirischen bera-
tenden Gremiums (Council of Ireland) vor-
sah.
1974
(Mai) Generalstreik der Ulster Workers Coun-
cil gegen das Sunningdale Agreement zwingt 
die neue nordirische Reform-Regierung unter 
Faulkner zum Rücktritt. London übernimmt 
erneut „direct rule" in Nordirland.
1980
(8. Dezember) Gipfeltreffen von Dublin. Be-
schluß einer engeren anglo-irischen Koopera-
tion zur Lösung der Nordirland-Krise.



Fred Halliday

Krieg und Revolution in Afghanistan

Der Autor dieses Beitrages hat seine intensive Kenntnis der Mittel-
ost-Szenerie nicht nur am Schreibtisch erworben, er verdankt sie — 
Ergebnis wiederholter Aufenthalte in der Region — auch der eige-
nen Anschauung. Die letzte Reise nach AJghanistan, die ihren Nie-
derschlag im „Nachtrag" zu dem Artikel gefunden hat, unternahm er 
im Herbst 1980. Die Redaktion möchte die Analyse dieses ausgewie-
senen Sachkenners den Lesern der Beilage nicht vorenthalten. Daß 
manche Bewertungen des Mitherausgebers der Londoner „New Left 
Review" von dem abweichen, was zum Thema Intervention als „com-
munis opinio" gelten darf, kann nicht überraschen, sollte aber als 
Ausdruck des Bemühens um Eigenständigkeit und Differenziertheit 
des Urteils respektiert werden. Einige Einzelheiten im Text, die zur 
Zeit der Erstveröffentlichung wegen ihres Neuigkeitsgehaltes mehr 
Beachtung beanspruchen konnten als heute, wurden weggelassen.

Die Redaktion

Die dramatischen Ereignisse von Ende 1979 — 
die Intervention russischer Streitkräfte in Af-
ghanistan und der Sturz von Präsident Hafi-
zullah Amin — spielten sich knapp zwei Jahre 
nach dem Aufstand vom April 1978 ab, durch 
den die (kommunistische) Demokratische 
Volkspartei Afghanistans (DVPA) an die 
Macht gelangte. Obwohl niemand sagen kann, 
wie sich die Dinge entwickeln werden, liegt es 
auf der Hand, daß die afghanische Revolution 
auf sehr schwachen Füßen steht: Um zu über-
leben, bedarf sie der militärischen Unterstüt-
zung der Sowjetunion; aus eben diesem 
Grunde ist sie jedoch besonders anfällig, weil 
sich die neue Regierung von Babrak Karmal 
mit der Armee einer fremden Macht identifi-
ziert. Zudem ist die DVPA von einer schlim-
men Cliquenwirtschaft durchdrungen, die die 
russische Einmischung nur noch beschleu-
nigte und verstärkte. Die Ursache der Krise 
liegt auch in den außerordentlich sperrigen 
Problemen, mit denen sich die DVPA bei der 
Durchführung ihres revolutionären Pro-
gramms konfrontiert sah, sowie in den Feh-

Übersetzung aus dem Englischen: Inge Alden-
hövel. Erstveröffentlichung in New Left Re-
view, Jan.—Feb. 1980, p. 20—41. Der „Nach-
trag" erschien zuerst in New Statesman, 5. 12. 
1980 

lern, die sie dabei beging. Ähnlich wie in Ruß-
land nach 1917 folgte auf die relativ schnelle 
Machtergreifung in den Städten ein länger an-
haltender Bürgerkrieg mit vom Ausland un-
terstützten konterrevolutionären Kräften. Be-
vor das neue Regime sich die Unterstützung 
der Landarbeiter durch wirksame und für sie 
bedeutende Reformen sichern konnte, gelang 
es der Gegenrevolution, weite Teile der armen 
Landbevölkerung zu mobilisieren, wobei sie 
die Ausschreitungen des Bürgerkriegs aus-
schließlich der Machtergreifung durch das 
neue Regime zuschrieb. Man weiß, um wel-
chen Preis und mit welchen Konsequenzen 
die Bolschewik! nach der Revolution von 1917 
ihre Anfangserfolge verteidigt haben. In Af-
ghanistan werden die Auswirkungen des Bür-
gerkriegs angesichts der Härte, mit der die mit 
Moskau verbündete DVPA vorgeht, wahr-
scheinlich noch verheerender sein: Gewiß ha-
ben die Bolschewik! — Lenin eingeschlossen 
— während des russischen Bürgerkriegs mit 
nicht zu rechtfertigenden Methoden der Re-
pression gearbeitet; doch die Führung der 
DVPA bedient sich in ihrem Kampf gegen die 
afghanische Konterrevolution in noch weit 
stärkerem Maße der systematischen Gewalt-
anwendung. Außerdem wurde in der bolsche-
wistischen Partei über politische Meinungs-
verschiedenheiten abgestimmt; in Kabul wer-
den sie mit Gewehrkugeln ausgetragen.



I. Die Wurzeln der Konterrevolution

Stärke und Schwäche der DVPA und die Art 
ihrer Machtergreifung wurden bereits mehr-
fach untersuch1' )■ Die Partei hatte sich die re-
volutionäre Veränderung einer der ärmsten 
Gesellschaften dieser Erde zum Ziel gesetzt; 
aus politischen und strategischen Gründen 
konnte sie mit erheblicher Unterstützung aus 
dem nördlichen Nachbarstaat, der UdSSR, 
rechnen. Rußland leistete Afghanistan bereits 
seit den fünfziger Jahren stärkste wirtschaftli-
che und militärische Unterstützung, außerdem 
war es sein wichtigster Handelspartner. Die 
kleine DVPA hatte damals vermutlich kaum 
5 000 Mitglieder, fast ausschließlich Intellek-
tuelle aus städtischen Gebieten und Armeeof-
fiziere. 90 Prozent der Bevölkerung waren 
Analphabeten; 87 Prozent lebten auf dem 
Land; Stammes-, Volks- und Religionszugehö-
rigkeit bildeten die Grundlage der Gesell-
schaftsstruktur und der politischen Gesinnun-
gen. Der Siegeszug der DVPA und die Bereit-
schaft der Sowjetunion, sie zu unterstützen, 
waren zwar eine echte Chance für Afghani-
stan, doch bestand auch die Gefahr, daß es der 
Partei, deren Einzugsgebiet die Städte waren, 
nicht gelingen würde, die breite Masse der 
Landbevölkerung für sich zu gewinnen, falls 
sie Reformen auf bürokratischem Wege er-
zwingen sollte. Außerdem war damit zu rech-
nen, daß Ansätze zur Veränderung des afgha-
nischen Gesellschaftssystems in die falsche 
Richtung gelenkt würden, wenn, anders als bei 
wirtschaftlicher oder militärischer Unterstüt-
zung, politische Strukturen nach sowjetischem 
Vorbild aufgebaut werden sollten.
Ein weiterer ausschlaggebender Faktor ist die 
Sozialstruktur des Hinterlandes, die beson-
dere Schwierigkeiten für eine Veränderung 
nach sozialistischem Vorbild in sich birgt. Die 
politische Führung Afghanistans befand sich 
von Anfang an in einer Zwickmühle: Wenn sie 
vorsichtig zu Werke gegangen wäre und ihr 
Reformprogramm ausgesetzt hätte, bis ihre 
Position gefestigt war, bestand die Gefahr, daß 
man es ihr als Desinteresse an der Masse der 
armen Landbevölkerung und der Lohnarbei-

1) Fred Halliday, Revolution in Afghanistan, in: 
New Left Review (NLR) 112, November/Dezember 
1978. Vgl. auch Louis Dupre, Afghanistan under the 
Khalq, in: Problems of Communism, Juli/August 
1979, und Selig Harrison, The Shah, Not Kremlin, 
Touched Off Afghanistan Coup, in: Washington 
Post, 13. Mai 1979. Der letztgenannte Beitrag enthält 
Insider-Informationen, in denen die Schuld des 
Irans am Sturz des Daud-Regimes im April 1980 auf-
gezeigt wird.

ter, die keinen Grund und Boden besaßen, aus- 
gelegt hätte, wenn sie hingegen die Reformen 
in der Hoffnung auf materiellen Nutzen für 
die arme Landbevölkerung rasch durchgeführt 
hätte, wäre sie Gefahr gelaufen, in soziale Kon-
flikte auf dem Lande verwickelt zu werden, wo 
die DVPA so gut wie gar nicht organisiert 
war.
Vier Charakteristika des ländlichen Gesell-
schaftssystems sind besonders hervorzuheben, 
die jedes Programm für einen sozialen Wandel 
erschwerten. Zunächst einmal verstand die 
Landbevölkerung die sozialen Verhältnisse 
nicht primär als Klassenverhältnisse. In der 
Tat überschnitt sich die Klassenstruktur, ba-
sierend auf wirtschaftlicher Macht, mit ethni-
schen und reiligiösen Strukturen sowie mit 
den Stammeszugehörigkeiten. Jeder Versuch, 
ein solches System mit einem Appell an das 
Klassenbewußtsein der armen, besitzlosen 
Landbevölkerung zu reformieren, mußte er-
hebliche Schwierigkeiten bereiten, da die drei 
anderen Faktoren (Volks-, Religions- und 
Stammeszugehörigkeit) einen sehr starken 
Einfluß ausübten.
Das zweite ausschlaggebende Merkmal des 
ländlichen Gesellschaftssystems war die tradi-
tionelle Unabhängigkeit der Gebirgsstämme, 
die in der Vergangenheit von der Zentralre-
gierung Subventionen erhalten hatten; für sie 
gehörte das Tragen von Waffen zum natürli-
chen Erscheinungsbild des erwachsenen Man-
nes. Selbstverständlich sahen diese Stämme in 
den Vorstößen der DVPA, eine Bodenreform 
durchzuführen, ihre Kontrolle zu erweitern 
und den Schmuggel über die Grenze zu Paki-
stan einzudämmen, eine Bedrohung; es war 
daher nur natürlich, daß sie den bewaffneten 
Aufstand probten, und dies in einer Weise, in 
der sie große Erfahrung hatten.
Ein drittes Problem bildeten die starken politi-
schen Traditionen Afghanistans, die sich auch 
innerhalb der DVPA widerspiegeln: Afghani-
stan ist ein Land, in dem politische und soziale 
Streitfragen von jeher mit Waffengewalt ge-
klärt wurden, ein Land, in dem extrem wenig 
Raum ist für gewaltfreie Lösung von Konflik-
ten auf staatlicher Ebene oder auch zwischen 
dem Staat und seinen Bürgern. Die Konterre-
volutionäre gingen sehr schnell dazu über, 
Mitglieder der DVPA ohne weiteres zu er-
schießen; und das Regime ging gegen tatsäch-
liche oder vermeintliche Gegner seinerseits 
mit breit angelegter Brutalität vor.
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Schließlich ist ein sehr gewichtiger Faktor für 
das Entstehen einer Konterrevolution die Tat-
sache, daß es sich um ein islamisches Land 
handelt, ein Land also, in dem es eine allge-
mein gültige Ideologie gab, die konterrevolu-
tionäre Kräfte sehr viel wirksamer mobilisie-
ren konnte, als das bei allen anderen Religio-
nen dieser Erde möglich wäre. Selbst wenn 
man alle anderen Probleme einmal außer acht 
läßt, so hätte allein diese Religionszugehörig-
keit die Aufgabe der DVPA ganz erheblich er-
schwert; die Stärke des Islam als konterrevo-

lutionäre Ideologie wuchs noch durch den Sie-
geszug der islamischen Bewegung im Iran vom 
Februar 1979, also zu einem Zeitpunkt, als sich 
die DVPA zum ersten Mal mit einer stärkeren 
parteiinternen Opposition auseinandersetzen 
mußte. Für Afghanistan wäre das Schah-Re-
gime weniger bedrohlich als Khomeini gewe-
sen: Zwar wäre das frühere Regime vielleicht 
eher in der Lage gewesen, die Konterrevolu-
tion zu unterstützen, seine Ausstrahlungskraft 
auf eine ideologische Mobilisierung wäre je-
doch ungleich geringer gewesen.

II,

Anscheinend verliefen die ersten zehn Mo-
nate der DVPA-Regierung, bis Ende Februar 
1979, relativ ruhig; die Masse der Landbevöl-
kerung schien sich vorsichtig zu verhalten, lei-
stete keinen aktiven Widerstand gegen die 
Politik des Regimes, unterstützte sie jedoch 
auch nicht. Vielleicht wartete sie ab, was als 
nächstes kommen würde. Das Regime beeilte 
sich, verschiedene Reformprogramme durch-
zuführen, verlieh den einzelnen Volksgruppen 
mehr 

2
Rechte, verbesserte die Situation der 

Frauen ) und baute das Bildungs- und Gesund-
heitswesen aus: Im August 1979 hatte die Re-
gierung nach eigenen Angaben 600 neue 
Schulen eingerichtet und eine landesweite Al-
phabetisierungskampagne eingeleitet, im Ver-
lauf derer bis 1984 eine Million Analphabeten 
unterrichtet werden sollten3).

2) Neben dem Dekret Nr. 7 vom 17. Oktober 1978 
„Zur Gewährung gleicher Rechte von Mann und 
Frau im Zivilrecht und zur Aufhebung ungerechter 
patriarchalischer und feudalistischer Verhältnisse 
zwischen den Ehegatten", bemühte sich das Regime 
darum, für Frauen, von denen 98 Prozent Analpha-
beten sind, Alphabetisierungsklassen einzurichten; 
1979 verabschiedete es ein Gesetz über Mutter-
schaftsurlaub, mit dem den Frauen 90 Tage bezahl-
ter Urlaub und bis zu 270 Tagen Freistellung von der 
Arbeit garantiert wurden (vgl. Kabul Times vom 
19. Juni 1979).
3) Hafizullah Amin, in: Antiimperialistisches Infor- 
mationsbulletin, Marburg, Oktober 1979, S. 8.

4) Amin, ebenda, S. 7.
5) Kabul Times vom 9. August 1979.

Die vielleicht bedeutendsten Reformen waren 
das sogenannte Dekret Nr. 6 und Dekret Nr. 8. 
Dekret Nr. 6 hob die Schulden, die Landarbei-
ter bei begüterten Bauern und Großgrundbe-
sitzern hatten, auf. Im Dekret Nr. 8 wurde eine 
Obergrenze für den Landbesitz festgelegt; je 
nach Bodenbeschaffenheit lag sie bei sechs bis 
sechzig Hektar. Am Ende seines ersten Amts-
jahres behauptete das Regime, es habe 822 500

Die April-Revolution schlägt fehl

Morgen Land an 132000 Familien vergeben; 
im August 1979 war die Zahl der Familien, de-
nen man Land zugeteilt hatte, auf 300000 an-
gestiegen4). Einige dieser Familien wurden 
umgehend in Kooperativen zusammenge-
schlossen; und als ein paar Monate später der 
Fünf-Jahres-Plan verkündet wurde, hieß es, 
daß bis 1984, also bis zum Ende der Laufzeit 
des Plans, 1,1 Millionen Familien in 4500 Ko-
operativen zusammengeschlossen sein wür-
den5). Man sollte diese Maßnahmen nicht 
überbewerten, aber nach außen hin sah es so 
aus — und dies mag auch in gewisser Hinsicht 
der Wirklichkeit entsprochen haben —, als ob 
das Regime mit Ehrgeiz und Umsicht den Ver-
such unternehme, die Gesellschaft Afghani-
stans zu reformieren.
Die Reformen wurden jedoch in einer Art und 
Weise durchgeführt, daß die ländliche Bevöl-
kerung, die man damit für sich gewinnen woll-
te, eher abgeschreckt wurde. Das Dekret über 
die Aufhebung der Schulden hatte keine Aus-
wirkungen auf die tatsächlichen Schulden der 
Landbevölkerung, nämlich bei den Händlern 
im Bazar und den Geldverleihern. Diese hat-
ten von jeher in Afghanistan eine starke Posi-
tion und waren unersetzlich; trotz der Appelle 
der DVPA waren sie jedoch sehr bald gegen 
das Regime, weil dieses Preiskontrollen 
durchführte und Maßnahmen gegen das Hor-
ten von Vorräten und gegen Schmuggelge-
schäfte ergriff. Bei der Bodenreform konnte 
man auf keine Grundbucheintragungen zu-
rückgreifen, auch hatte zuvor keinerlei Unter-
suchung über den Bodenbesitz stattgefunden. 
Die Agrarreform kümmerte sich wenig um un-
terschiedliche Pachtformen und Arten des



Grundbesitzes, wie sie für eine Stammes- bzw. 
Nomadengesellschaft typisch sind6). Nur zu 
oft kam es vor, daß DVPA-Mitglieder und Ar-
meeangehörige in ein Dorf kamen und ohne 
Einfühlungsvermögen in die örtlichen Gege-
benheiten unversehens den Kleinbauern Be-
fehle erteilten. Außerdem zerstörte die Agrar-
reform die seit langer Zeit bestehenden Ver-
bindungen zwischen Kleinbauern und Groß-
grundbesitzern. Dadurch verloren die armen 
Bauern ihre traditionellen Quellen für Saat-
gut, Wasser und landwirtschaftliches Gerät, 
ohne daß die Regierung in der Lage gewesen 
wäre, eine greifbare Alternative anzubieten. 
Weitere Probleme entstanden durch die bäu-
erlichen Moralvorstellungen und durch Stam- 
mesloyalität, mit denen sich die entschieden 
nach urbanen Gesichtspunkten vorgehenden 
Kader bald zusammenstießen. Die gesell-
schaftlichen Interessengruppen, die am stärk-
sten von den Reformen betroffen waren, wa-
ren die nicht sehr zahlreichen Großgrundbe-
sitzer Afghanistans und die Stammesober- 
häupter, die ihren Lebensunterhalt durch 
Schmuggelgeschäfte mit Pakistan bestritten. 
Die Art und Weise jedoch, in der die Reform 
durchgeführt wurde, erleichterte es ihnen, die 
breite Masse der Landarbeiter um sich zu 
scharen, dies um so leichter, als die Landarbei-
ter, die durch die neue Bodenreformpolitik 
Land erhalten hatten, wahrscheinlich daraus 
keinen materiellen Nutzen ziehen konnten. 
Dies lag an der zu knapp bemessenen Zeit und 
am Zusammenbruch des ländlichen Versor-
gungssystems. Die ziemlich dogmatisch und 
teilweise rücksichtslos durchgeführten Refor-
men trugen dazu bei, die Kluft zwischen Partei 
und Landbevölkerung noch zu vertiefen, was 
zumindest einige Führungskräfte schon be-
fürchtet hatten.

6) Ich danke Jan-Heeren Grevemeyer für die Hin- 
tergrundinformationen zur Bodenreform. Seine Stu-
die über die Beziehungen zwischen Großgrundbe-
sitzern und Bauern in Badakhshan erschien in „Mar- 
domnameh", Berlin 1980.

Drei weitere Probleme brachten den anfängli-
chen revolutionären Elan zum Scheitern. Dazu 
zählt zunächst die Uneinigkeit innerhalb der 
Partei und ihre außergewöhnlich undemokra-
tische Organisationsstruktur. Innerhalb von 
wenigen Monaten nach der Machtergreifung 
im April gab es zwei Auseinandersetzungen, 
die in einem unmittelbaren Zusammenhang 
standen. Die erste fand im Juli 1978 statt; ver-
wickelt waren darin die auf Botschafterposten 
abgeschobenen führenden Parchamis. Die 
zweite Auseinandersetzung folgte im August, 
als eine Gruppe von Armeeoffizieren und Mi-

nistern wegen eines Putschversuchs inhaftiert 
wurde. Von den meisten hieß es später, sie hät-
ten „gestanden". Damit aber waren die Streitig-
keiten nicht beendet. Anfang 1979 wurden 
weitere Parchamis inhaftiert, doch auch inner-
halb des siegreichen Khalq-Flügels gab es im-
mer mehr Querelen, die sich offensichtlich 
durch die Krise im Lande zuspitzten. Obwohl 
Taraki, anfangs Staatspräsident, Ministerprä-
sident und Generalsekretär des Zentralkomi-
tees, zunächst eine führende Rolle gespielt 
hatte, wurde seine Position allmählich durch 
den stellvertretenden Ministerpräsidenten, 
Außenminister und Vorsitzenden des Politbü-
ros, Hafizullah Amin, gefährdet.
Amin wurde 1927 als Sohn einer Paschtunen- 
Familie auf dem Lande geboren, studierte in 
den frühen fünfziger Jahren an der Columbia 
University Education School in New York und 
wurde Lehrer. Er organisierte den Aufstand 
der Militärs vom April 1978 und leitete die Si-
cherheitsabteilung der DVPA. Auch als er erst 
stellvertretender Ministerpräsident war, hatte 
er nahezu unangefochtenen Einfluß bei den 
Streitkräften und bei der Aqsa, der mit russi-
scher Hilfe im Mai 1978 aufgebauten Geheim-
polizei. Er schien Durchsetzungsvermögen zu 
haben, ehrgeizig und von beachtlicher politi-
scher Flexibilität — um nicht zu sagen; ein 
Opportunist — zu sein. Alles deutet darauf 
hin, daß er zumindest seit Anfang 1979 alles 
daransetzte, die DVPA auf Kosten Tarakis un-
ter seine Kontrolle zu bringen.

Als zweites Problem wäre die Verschlechte-
rung des gesamten politischen Klimas der Re-
gion und insbesondere der Einfluß der irani-
schen Revolution zu nennen. Wie bereits er-
wähnt, war die pakistanische Regierung, die 
sich Kabul gegenüber wegen des Patschuni- 
stan- und des Belutschistanproblems lange 
Zeit feindselig verhalten hatte, durch die Vor-
gänge in Afghanistan beunruhigt. Sehr bald 
begann sie, die Paschtunenstämme, die die 
Grenze überschritten, zu unterstützen. Der 
Iran hatte ursprünglich trotz der gemeinsa-
men Grenze ein sehr viel geringeres direktes 
Interesse an Afghanistan; der Schah hatte 
1978 der DVPA wenig Widerstand entgegen-
gesetzt. Der Sieg der iranischen Revolution 
Anfang Februar 1979 hatte jedoch schwerwie-
gende ideologische und materielle Folgen für 
das Regime in Afghanistan: Ideologisch 
stärkte und ermutigte sie die moslemischen 
Gegner der DVPA; Khomeini machte sogar 
die „afghanische Sache" zu seiner eigenen. Be-
deutender waren noch die wirtschaftlichen 
Folgen der iranischen Revolution: Hundert-



tausende von afghanischen Wanderarbeitern 
wurden aus dem Iran ausgewiesen. Dies führte 
auch dazu, daß lebenswichtige Lieferungen für 
die afghanische Wirtschaft ausblieben; außer-
dem wurde die ölzufuhr nach den Streiks im 
Iran und nach der Drosselung der Ölförderung 
unterbrochen. Es dauerte eine ganze Weile, 
bis diese Versorgungslücke durch Lieferun-
gen aus der Sowjetunion geschlossen werden 
konnte.

Das dritte Problem war der Einfluß des chine-
sisch-sowjetischen Konfliktes auf Afghani-
stan. Trotz ihrer Moskauhörigkeit hatte die 
DVPA anfangs gehofft, normale Beziehungen 
mit Peking aufbauen zu können. Außerdem 
gab es innerhalb der DVPA gewisse politische 
Kräfte, die darauf drängten, daß Afghanistan 
eine Art unabhängiger Außenpolitik betrei-
ben sollte. Dies war auch der Grund für den 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu 
Süd-Korea und für den Aufbau der diplomati-
schen Beziehungen mit Pyongyang sowie da-
für, daß man Taher Badakhshi, den Führer der 
maoistischen politischen Settem-i Meili Grup-
pierung, zeitweise an der Regierung beteiligte. 
Diese Politik war jedoch aus vielerlei Gründen 
nicht erfolgreich. Zum Teil lag das daran, daß 
die DVPA nicht einmal den bescheidenen 
Spielraum, der ihr für eine selbständige Au-
ßenpolitik verblieb, ausnutzte. Die Hauptver-
antwortung trugen allerdings die Chinesen, 
deren Zeitungen zunächst nüchtern, dann 
aber feindselig über die afghanische Revolu-
tion berichteten und dazu überging

7
en, die 

Konterrevolutionäre zu unterstützen ). Ereig-
nisse in Indochina trugen zu dieser Polarisie-
rung bei. Ungefähr gleichzeitig mit dem chine-
sischen Angriff auf Vietnam Anfang 1979 gab 
es erstmalig Anzeichen dafür, daß die Chine-
sen via Pakistan materielle Unterstützung an 
die afghanischen Rebellen lieferten. Dies war 
Chinas Antwort auf seine Verluste in Indochi-
na. In westlichen Zeitungen wurde diese mili-
tärische Einmischung Chinas herunterge-

Es hat den Anschein, als ob diese Unruhen in 
Stadt und Land (wobei zumindest die letzteren

7) Zum chinesischen Standpunkt hierüber vgl. 
„Afghanistan in Turmoil", in: Peking Review Nr. 24 
vom 15. Juni 1979; darin werden die wirtschaftli-
chen und strategischen Interessen der Sowjets in 
Afghanistan betont und über die „öffentliche Mei-
nung des Auslandes" berichtet, nach der Afghani-
stan allmählich zur „16. Republik" der Sowjetunion 
avancierte.

spielt. Abgesehen von politischer Rücksicht-
nahme mag dies aber auch dadurch bedingt 
sein, daß Reporter nur zu den pakistanischen 
Flüchtlingslagern in der Nähe von Peshawar, 
nicht aber zu den militärischen Ausbildungs-
lagern nahe der Grenze zugelassen wurden, 
wo chinesische Experten stationiert waren.

Anfang 1979 verschlechterte sich die Lage, 
weil konterrevolutionäre Gruppen gegen die 
Reformen der DVPA agitierten. Rebellen 
überfielen von Pakistan aus die Provinzen Ku-
nar und Paktia. Am 14. Februar kam es dann 
zum erstenmal zu einem Einbruch in die bis-
her sicheren städtischen Zonen, als eine 
Gruppe bewaffneter Männer in Kabul den 
amerikanischen Botschafter Adolf Dubs ent-
führte. Die afghanische Polizei, die der Bevöl-
kerung ihre Stärke demonstrieren wollte, 
wählte offensichtlich die falschen Mittel bei 
den Verhandlungen mit den Entführern. Sie 
griff nicht zu den herkömmlichen Methoden 
der psychologischen Zermürbungstatik; der 
Botschafter und seine vier Entführer kamen 
ums Leben, als die afghanischen Sicherheits-
kräfte das Hotelzimmer, in dem er festgehal-
ten wurde, stürmten. Neben der politischen 
Bedeutung dieses Vorfalls, durch den sich die 
Beziehungen zwischen den USA und Afghani-
stan verschlechterten, war dieses Vorgehen 
auch bezeichnend für die Brachialgewalt, mit 
der die Sicherheitskräfte Probleme lösten.

Ende März spitzte sich die Lage zu. Pakistani-
sche Militärs unterstützten die Rebellen bei 
ihren Grenzüberfällen; und es kam auch in der 
im Nordwesten nahe der iranischen Grenze 
gelegenen Stadt Herat zu einem größeren Zu-
sammenstoß. Offizielle Beschwerden Afghani-
stans, daß der Konflikt in Herat durch das Ein-
dringen iranischer Truppen ausgelöst worden 
sei, entsprechen allem Anschein nach nicht 
der Wahrheit. Was auch immer die genaue Ur-
sache gewesen sein mag, auf jeden Fall wur-
den Dutzende von sowjetischen Soldaten und 
Zivilpersonen erschlagen.

Kabuls neuer Kurs
von außen forciert wurden) einen weitreichen-
den und schließlich verhängnisvollen Wandel 
in der Politik der Zentralregierung verursacht 
haben. Am 27. März, drei Tage nach dem Be-
ginn des Aufstandes in Herat, fand eine Regie-
rungsumbildung statt. Taraki, der bis dahin 
Staats- und Ministerpräsident gewesen war, 
übergab das Amt des Ministerpräsidenten an 
Hafizullah Amin. Gleichzeitig wurde ein 



Oberster Verteidigungsrat mit neun Mitglie-
dern neu gebildet, der den Oberbefehl über 
die Streitkräfte innehatte 8). Ebenso bedeutend 
war die Tatsache, daß die Russen nunmehr 
eine sehr viel aktivere Rolle im gesamten Re-
gierungsapparat spielten. Am 6. April traf eine 
Delegation mit hochgestellten sowjetischen 
Persönlichkeiten unter der Führung von Ge-
neral Alexei Yepishew, dem Ersten stellver-
tretenden Verteidigungsminister und Vorsit-
zenden der politischen Abteilung der sowjeti-
schen Landstreitkräfte und Marinestreitkräf-
te, e 9in ).

Im Anschluß an diesen Besuch, der offenbar in 
Zusammenhang mit der sicherheitspolitischen 
Lage stand, wurde Wassili Safrontschuk die 
gesamte Verantwortung für die Koordinie-
rung der sowjetischen Afghanistanpolitik 
übertragen. Er bezog in der Volkskammer in 
Kabul ein Büro, das direkt neben dem Tarakis 
gelegen war. Offiziell war er eingetragen als 
Berater der sowjetischen Botschaft. Alexander 
Puzanow, seit 1973 Botschafter in Kabul, zuvor 
Botschafter in Nordkorea, Bulgarien und Ju-
goslawien, schien damit auf den zweiten Platz 
verwiesen worden zu sein. Gegen Ende des 
Sommers wirkten bis zu 5000 zivile sowjeti-
sche Berater in der Verwaltung des Staatsap-
parates mit, gewaltige Summen — täglich Mil-
lionen Dollars — wurden in das Land ge-
pumpt, und die Sowjets trugen immer mehr 
unmittelbare Verantwortung für das militäri-
sche Vorgehen. Russische Streitkräfte über-
nahmen den nördlich von Kabul gelegenen 
Luftwaffenstützpunkt Bagram, sie stationier-
ten Offiziere bis hinunter zur Kompaniechef- 
ebene.

8) Vgl. Kabul Times vom 2. April 1979. Dem Ober-
sten Verteidigungsrat gehörten vier Zivilpersonen 
an (Taraki, Amin, Sher Yan Mazduryar, der Innenmi-
nister, und Iqbal, zuständig für politische Angele-
genheiten bei den Streitkräften), außerdem fünf Of-
fiziere (Major Watanyar, Verteidigungsminister, 
Major Yaqouts, Chef des Generalstabs, Asadollah, 
Führer der Aqsa, Oberst Gholam Sakhi, Befehlsha-
ber der Luftabwehr und Oberstleutnant Nazar Mo-
hammed, Befehlshaber der Luftwaffe). Ende Septem-
ber war Taraki tot, Watanyar, Asadollah und Mas- 
duryar befanden sich im Exil in der UdSSR, nur 
Amin und Gholam Sakhi waren noch im Amt.
9) Vgl. Kabul Times vom 7. April 1979. Wir wissen 
nicht, ob Yepishew selbst verantwortlich für den 
neuen politischen Kurs Afghanistans war oder ob er 
lediglich Instruktionen der KPdSU folgte. Er ist je-
doch bekanntlich einer der parteitreuesten russi-
schen Generäle, ein eifriger Verfechter der Invasion 
der Tschechoslowakei und — laut Roy Medwjedjew 
(vgl. Stalin und Stalinism, 1979) einer der Offiziere, 
die sich am stärksten für die Rehabilitierung Stalins 
einsetzten.

Seit dem Frühjahr hatten die meisten afghani-
schen Militärflugzeuge mindestens einen so-
wjetischen Piloten an Bord, der politischer Un-
zufriedenheit bei der Luftwaffe entgegenwir-
ken sollte. Diese Entwicklung war von beson-
derer Bedeutung, weil sich mit der zunehmen-
den Verschlechterung der Lage im Lande die 
Regierung im Kampf gegen die Aufständi-
schen mehr und mehr auf die Luftwaffe ver-
ließ.
Die neue Politik, die Amin und die Sowjets un-
ter Safronchuk verfolgten, hatte anscheinend 
drei Hauptziele. Zunächst sollten alle Anzei-
chen von konterrevolutionären Aktivitäten 
unerbittlich mit militärischen Mitteln be-
kämpft werden. Während man 1978 die Luft-
waffe eingesetzt hatte, um Dörfer zu warnen 
oder einzuschüchtern, hatte sie nunmehr den 
Auftrag, bäuerliche Siedlungen, in denen man 
Widerständler vermutete, zu bombardieren 
und zu zerstören. Da der Zerfall der Streit-
kräfte immer weiter fortschritt, verließ sich 
die Regierung seit dem Sommer immer mehr 
einzig und allein auf die Luftwaffe, um die auf-
ständischen Kräfte zu zerschlagen.

Ein zweiter Weg zur Bekämpfung der Aufstän-
dischen war der Versuch der Sicherheitspoli-
zei, die Zahl der Rebellen auf „natürliche" 
Weise zu verringern. Militärmaschinen wur-
den eingesetzt, um die Ernte zu vernichten, 
wie das etwa in der Provinz Kunar geschah. 
Man hoffte, daß die Schneefälle im November 
dem Aufstand ein Ende setzen, daß die Rebel-
len sich ergeben oder Hungers sterben wür-
den. Inoffiziellen Angaben zufolge rechnete 
man in Afghanistan für das Jahr 1980 mit einer 
Minderernte bis zu 1,4 Millionen Tonnen, das 
entspricht etwa der Hälfte des normalen Be-
darfs. Anfang der siebziger Jahre wurde das 
Land von einer Hungersnot heimgesucht; glei-
ches steht ihm auch jetzt wieder bevor.

Drittes Ziel der neuen Politik war eine Über-
einkunft mit einer neuen pakistanischen Re-
gierung, wie sie nach den Erwartungen Kabuls 
aus den für die zweite Jahreshälfte 1979 aus-
geschriebenen Wahlen hervorgehen würde. 
Die Regierung in Kabul nahm daher nicht nur 
Kontakte mit ihren alten Verbündeten in Pa-
kistan, wie z. B. Wali Khan, auf, sondern auch 
mit der Volkspartei des ehemaligen Minister-
präsidenten Bhutto. Wenn diese willkomme-
neren Kräfte erst einmal an der Macht sein 
würden, so dachte man in Kabul, wäre es mög-
lich, die Nachschubwege der Rebellen abzu-
schneiden und sie im Lande selbst mit Waffen-
gewalt niederzumachen und auszuhungern.



Die Entscheidung für diese Politik mag sehr 
wohl dazu geführt haben, daß die Konterrevo-
lution, die noch im Frühjahr auf wenige Regio-
nen beschränkt war, sich nunmehr zu einer 
landesweiten Bewegung ausbreitete. Aller-
dings ist auch denkbar, daß die islamische 
Massenbewegung ohnehin dazu führte, daß 
die Konterrevolution bedrohliche nationale 
Ausmaße annahm.

In Pakistan fanden dann bekanntlich über-
haupt keine Wahlen statt. Zia-ul-Haq hatte sie 
auf unbestimmte Zeit verschoben. Eine Ende 
April in Kabul verkündete Amnestie blieb na-
hezu wirkungslos, und im Sommer befand sich 
das ganze Land im Aufstand. Provinzen wie 
Kunar und Paktia waren nahezu gänzlich in 
der Hand der Rebellen. Nur noch wenige Ge-
biete außerhalb der größeren Städte galten als 
sicher.
Der Widerstand breitete sich rasch aus und 
forderte seinen Tribut: Sobald ein Dorf oder 
ein Gebiet von Streitkräften der Regierung 

unter Beschuß genommen wurde, holten die 
Stadtbewohner, die aus jener Region kamen, 
zum Gegenschlag gegen die DVPA-Regierung 
aus. Auch Soldaten und Beamte gaben ihre Po-
sten auf und stießen zu den Aufständischen in 
den Bergen. Im Juli und August liefen ganze 
Brigaden der afghanischen Armee (je etwa 
1 000 Mann) mit Panzerfahrzeugen und Waffen 
zu den Rebellen über, z. T. komplett ausgerü-
stet, mitsamt ihren Panzern (die die Rebellen 
nicht benutzen können, weil sie kein Benzin 
und keine Mechaniker haben); es gibt außer-
dem Berichte darüber, daß ein Großteil der 
80000—100000 Mann starken Armee entwe-
der zu den Rebellen übergelaufen war oder 
nicht mehr als regierungstreu angesehen wer-
den konnte. Andererseits konnten jedoch Re-
gierungstruppen im Oktober in Paktia eine 
massive Gegenoffensive starten. Dadurch 
wurde bewiesen, daß sie mit umfangreichem 
Nachschub aus der Sowjetunion immer noch 
in der Lage waren, feindliche Hochburgen zu-
rückzuerobern.

In den Städten verlief die Entwicklung ähnlich 
wie auf dem Lande; seit der politischen Neu-
orientierung im April 1979 wurde auch hier 
die Repression immer stärker. Die Geheimpo-
lizei Aqsa unterstand dem Ministerpräsiden-
ten und war daher seit Ende März sowohl for-
mal als auch in der Praxis unter der Kontrolle 
Amins. Ihr stand die Sarandoy zur Seite, eine 
Art Militärpolizei, die vor der Revolution von 
Beratern aus der Bundesrepublik Deutschland 
ausgebildet worden War und später Unterstüt-
zung durch die DDR und die UdSSR erhielt. 
Darüber hinaus baute sich die DVPA eine ei-
gene Miliz auf, die angeblich eine Stärke von 
70000—300000 Mann erreichte (sogar die Zahl 
70000 dürfte aber übertrieben gewesen sein). 
Anscheinend sind zahlreiche, wenn nicht gar 
die meisten, Gründungsmitglieder der DVPA 
bei den Kampfhandlungen von Rebellen oder 
meuternden Teilen der Streitkräfte getötet 
worden. Die Guerrillas brachten systematisch 
und ohne zu zögern jedes Mitglied der DVPA, 
das ihnen in die Hände fiel, um, es sei denn, es 
handelte sich um Mechaniker, die ihnen bei 
der Wartung von erobertem militärischem Ge-
rät nützlich sein konnten. Dieser Aderlaß hat 
die DVPA auch politisch sehr geschwächt.
Nachdem die meisten der bereits vor April 
1978 der Partei angehörenden erfahrenen Ka-

III. Repression in den Städten

der umgekommen waren, gewann die DVPA 
aus ihrer Anhängerschaft, die hauptsächlich 
junge gebildete Leute aus den Städten um-
faßte, neue Mitglieder und konnte so die Par-
teiorganisation weiter ausbauen. Daß die Re-
bellen all denen, die auf der Seite der Regie-
rung standen, mit dem Tode drohten, mag we-
sentlich zum Zusammenhalt unter den Anhän-
gern des DVPA-Regimes beigetragen haben.
Irgendwann im Jahre 1979 begannen die Aqsa 
und die Sarandoy damit, in den Städten die 
Personen in Vorbeugehaft zu nehmen, die aus 
aufständischen ländlichen Gebieten kamen. 
Dies ist der Grund für die Verhaftungswelle in 
den Städten, in deren Verlauf Tausende einzig 
wegen des Verdachtes konterrevolutionärer 
Umtriebe ohne ordentliches Gerichtsverfah-
ren ins Gefängnis gebracht wurden. Heute 
kann man kaum bestreiten, daß politische 
Häftlinge bei Massenhinrichtungen der Aqsa 
ums Leben kamen. Immer häufiger gab es Be-
richte über Folterungen, in denen zum ersten-
mal in der Geschichte Afghanistans auch von 
modernen Methoden wie dem Elektroschock 
die Rede war. Genaue Zahlen lassen sich 
schwer ermitteln; alles deutet jedoch darauf 
hin, daß wahrscheinlich seit dem Frühjahr 
1979 mehrere Hundert Menschen in der Ge-
fangenschaft ums Leben kamen, daß über 



10000 im Zuchthaus saßen und daß Zehntau-
sende in der Zeit bis zum Sturz Amins bei den 
Kämpfen auf dem Land getötet wurden10 ).

11) Vgl. Kabul Times vom 22. August 1979; darin 
wird die Ulama zitiert, die den Massen einschärfte, 
die DVPA zu unterstützen, wobei sie sich auf den
Koran berief, in dem es heißt: „Gehorche Allah, den 
Propheten und deinem Herrscher".
12) Vgl. Kabul Times vom 8. April 1979.

Mehr als einmal verlor das Regime die Kon-
trolle über die Lage in den Städten. Auf den 
Aufstand vom März in der Stadt Herat folgten 
weitere im April in Jalalabad, an deren Nie-
derschlagung wiederum russische Militärs be-
teiligt waren. Am 23. Juni kam es zum ersten-
mal in Kabul selbst zu einem ernsten Zusam-
menstoß, als eine Gruppe von Aufständischen 
aus der Provinz Hazara einen Posten der Sa- 
randoy besetzte und erst nach dem Einsatz 
von zwei Kampfhubschraubern vom Typ MI- 
24 überwältigt werden konnte. Am 5. August 
kam es zu einem noch schwereren Zwischen-
fall, als Soldaten der 444. Kommandoeinheit, 
die im Kabuler Fort von Bala Hissar stationiert 
waren, zum Schlag gegen die Regierung aus-
holten. Diese Einheit bestand zwar zum größ-
ten Teil aus Mitgliedern der DVPA, meuterte 
jedoch, als Sicherheitskräfte der Sarandoy in 
das Fort eindrangen, um Soldaten in Vorbeu-
gehaft zu nehmen. Die Kampfhandlungen zo-
gen sich über mehrere Stunden hin, bis es der 
Regierung wiederum mit Hilfe der Luftwaffe 
gelang, den Aufst
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and niederzuschlagen, wobei 
mehrere Hundert Menschen getötet wurden. 
Einige Tage später, am . August, brachen 
Unruhen in der Stadt Kandahar aus. Sie began-
nen, nachdem einige Russen öffentlich 
Früchte zu verzehren begannen, die sie auf 
dem Markt gekauft hatten — im Fastenmonat 
Ramadan ein großes Ärgernis. Anscheinend 
wurden dann der örtliche sowjetische Kom-
mandeur und einige seiner Offiziere von af-
ghanischen Truppen erschlagen, nachdem 
diese sich geweigert hatten, die aufgebrachte 
Menge auf dem Marktplatz anzugreifen.
Alles in allem hat das Regime offenbar seit Be-
ginn der Aufstände im Jahre 1979 mit unnötig 
gewaltsamen Mitteln Andersdenkende unter-
drückt. So bediente sich nicht nur die Opposi-
tion jener brutalen Mittel, die in der Politik 
Afghanistans von jeher an der Tagesordnung 
waren; von ihnen wurden auch die Reaktionen 
der DVPA geprägt und pervertiert.
Als die Konterrevolutionäre während des 
Sommers Unterstützung erhielten, gab es in 
der Regierung zunehmend Anzeichen für in-
terne Spannungen. Amin, dem als Minister-

Präsidenten bereits die Sicherheitskräfte 
unterstanden, übernahm am 27. Juli auch 
das Amt des Verteidigungsministers. Man 
schirmte den Präsidenten Taraki zunehmend 
gegenüber ausländischen Journalisten ab. Er 
schien nicht mehr Herr, sondern Gefangener 
der Lage zu sein. Dies wurde jedoch durch ei-
nen grotesken Personenkult verschleiert, der 
manchmal geradezu den Anschein erweckte, 
ihn diskreditieren zu wollen.
Zwei Themen, die immer wieder in Stellung, 
nahmen der Regierung auftauchten, sind be-
zeichnend für die Schwierigkeiten, mit denen 
sie sich auseinandersetzen mußte. Erstens be-
rief sich die DVPA immer häufiger auf den Is-
lam. Sehr früh schon behaupteten Taraki und 
Amin, daß ihre Regierung nicht gegen den Is, 
lam sei und daß die Feinde der Revolution 
nicht „Moslembrüder“, sondern „Brüder des 
Teufels" wären. Taraki übernahm als Staats-
oberhaupt am Ende des Fastenmonats Rama-
dan die Rolle des Vorbeters; am Geburtstag 
Mohammeds und im August verkündete die 
Versammlung der Religionsführer, Ulama Jir- 
gah, daß es legal sei, Feinde der Revolution, 
die Mitglieder der Moslembrüderschaft wä-
ren, zu töten11). Man brachte Gruppen von 
gläubigen Stammesoberhäuptern zu Anspra-
chen Amins oder Tarakis nach Kabul, damit 
sie dort ihre Loyalität gegenüber dem Regime 
erklärten; viele von ihnen aber waren von 
Amins Büro dafür bestochen worden.
Ein zweites Thema, dessen Behandlung zu-
gleich dafür bezeichnend ist, wie die DVPA 
marxistische Ideen für ihre Zwecke umdeute-
te, war die Behauptung, das Afghanistan be-
reits ein Arbeiterstaat sei. Hierbei bestand ein 
deutlicher Unterschied zwischen Taraki, der 
sich immerhin um eine Begründung dieses 
Anspruchs bemühte, und Amin, der ihn in völ-
lig überzogener Weise geltend machte. Taraki 
gestand ein, daß die Arbeiterklasse in Afgha-
nistan nur eine sehr kleine Schicht bildete, be-
tonte jedoch, daß dies dadurch kompensiert 
würde, daß viele Bauern „potentielle Arbeiter" 
wären und daß die internationale Arbeiter-
klasse (d. h. die UdSSR) Unterstützung leisten 
würde12). Amin dagegen behauptete, daß zur 
eigentlichen Arbeiterklasse bis zu 6v.H. der 
afghanischen Bevölkerung gehörten (diese 
Zahl war ungeheuer übertrieben) und daß die

10) Zur Verurteilung und sorgfältigen Berichterstat-
tung über diese Ereignisse vgl. Amnesty Internatio-
nal, Violation of Human Rights und Fundamental 
Freedoms in the Democratic Republic of Afghani-
stan, London, September 1979.



Eigentümlichkeit der Revolution in Afghani-
stan gerade darin bestünde, daß mit ihr ein 
Übergang unmittelbar vom Feudalismus zum 
Sözialismus vollzogen würde. Er behauptete, 

daß die Revolution vom April 1978 eine „Revo-
lution der Arbeiterklasse“ gewesen und die 
Herrschaft des Proletariates“ durchgesetzt 
worden sei13 ). Damit verfolgte man wahr-
scheinlich auch das Ziel, an die Russen zu ap-
pellieren — obwohl diese weiterhin Afghani-
stan in einem Atemzug mit Äthiopien, Mada-
gaskar, Südjemen und Algerien nannten und 
es nicht als Vollmitglied des sozialistischen 
Lagers zählten.

13) Vgl. Antiimperialistisches Informationsbulletin, 
a. a. O„ S. 8 ff. In einer für ihn typischen Ansprache 
vor Parteikadern erklärte Amin: „Es gibt eine neue 
These zur epochemachenden Theorie über die Ar-
beiterklasse: durch den heldenhaften Kampf der 
Partei der Arbeiterklasse konnte aus der Feudal-
gesellschaft die Revolution der Arbeiterklasse ent-
stehen ... Da die Arbeiterklasse die führende Rolle 
beim Sturz der kapitalistischen Regimes in den ka-
pitalistischen Industrieländern spielt, vorausge-
setzt, die Arbeiterklasse hat ein Klassenbewußtsein 
und arbeitet als Partei im Bewußtsein der epoche-
machenden Theorie über die Arbeiterklasse, hat un-
ser großer Führer entdeckt, daß es in den Entwick-
lungsländern andere Kräfte gibt, die die alles be-
herrschende Feudalregierung stürzen können. Dies 
beruht auf der Tatsache, daß die Arbeiterklasse als 
Machtfaktor noch nicht entwickelt ist, und die an-
deren Kräfte, die die Feudalherrschaft stürzen 
könnten, waren in Afghanistan daher die Streitkräf-
te. Deswegen hat unser großer Führer sofort Order 
gegeben, daß unter diesen Kräften die Ideologie der

Innenpolitisch hatte die Drohung des „proleta-
rischen“ Elements eindeutig ideologische 
Funktion: Die „Arbeiterklasse" (d. h. die DVPA) 

hat die Aufgabe, den Rest des Landes unter 
Kontrolle zu halten; die Bauern werden von ei-
ner Führungsrolle in der Revolution demon-
strativ ausgeschlossen. Alle Gegner des Staa-
tes sind Konterrevolutionäre. Die Diktatur ei-
ner kleinen radikalen Partei, deren Einzugsge-
biet hauptsächlich die Städte sind, ist daher 
gerechtfertigt. Diese wilden Behauptungen 
liefern zwar nur ein Zerrbild der Realität, ga-
ben aber anderseits der DVPA auch Argu-
mente an die Hand, um ihr eigenes Vorgehen 
zu rechtfertigen. Fügte man nun noch die Soli-
darität der „internationalen Arbeiterklasse", 
d. h. die militärische Unterstützung der 
UdSSR, hinzu, dann konnte man eine ganze 
Reihe von politischen und theoretischen Fra-
gen schon fast allzu elegant abblocken.

IV. Die politischen Kräfte der Konterrevolution

Gegen Ende des Sommers 1979 sah es so aus, 
als ob das Regime infolge des konterrevolutio-
nären Vormarschs und seiner eigenen Fehler 
die Gefolgschaft vieler seiner Anhänger und 
Sympathisanten verloren hätte. Die Massen-
verhaftungen und der allgemeine Terror, für 
den die Aqsa und die Sarandoy verantwortlich 
waren, ließen in den Städten Intelligenz und 
Bedienstete des Staates von der Partei abfal-
len; ein Teil dieser Gesellschaftsschicht war 
bereits eliminiert worden. Dem Regime war es 
nicht gelungen, die Mehrheit der armen Land-
bevölkerung, der ein paar Monate später der 

Hungertod drohte und die zu den Widerständ-
lern überlief, für sich zu gewinnen.
Nicht einmal die für die Partei so zentrale Na-
tionalitätenpolitik war erfolgreich. Rundfunk-
sendungen und Zeitungen in den verschiede-
nen Landessprachen stießen kaum auf Gegen-
liebe, da nur allzu oft von sowjetischen Bera-
tern verfaßte Regierungspropaganda wieder-
holt wurde. Von allen Volksgruppen waren die 
Hazaras am stärksten unterdrückt. Zudem wa-
ren sie als Schiiten besonders empfänglich für 
Khomeinis Appelle, so daß schon gegen Ende 
des Frühjahrs unter ihnen die Revolte aus-
brach. Die meisten Belutschen, ein Nomaden-
stamm, waren nach Pakistan und in den Iran 
geflohen. In Zentralafghanistan waren die 
meisten nichtpaschtunischen Führungskräfte 
von der Partei abgefallen, so daß die Regie-
rung fast ausschließlich mit Paschtunen be-
setzt war. In den demagogischen Aufrufen des

Arbeiterklasse verbreitet werden sollte... Wir sind 
stolz auf die Partei und auf unseren geliebten gro-
ßen Führer, der unsere Partei und unsere Khalq- 
Freunde in den Streitkräften so anleitete, daß wir 
die Revolution der Arbeiterklasse in Afghanistan 
erfolgreich durchführen konnten ... Unsere Partei 
ist im Herzen der Arbeiterklasse Afghanistans fest 
verwurzelt und wird von jedermann respektiert, ein 
jeder hat die Revolution unterstützt, so daß sie sieg-
reich war. Darum sagen wir, daß die Revolution mit 
der Unterstützung der Arbeiter von den DVPA-Mit- 
gliedern zum Erfolg geführt wurde." Vgl. Kabul Ti-
mes vom 19. April 1979.



Regimes war zwar hier und da die Rede von 
den verschiedenen Volksgruppen Afghani-
stans und den daraus entstehenden Proble-
men. Tatsächlich aber konnte man aus offiziel-
len Stellungnahmen der DVPA kaum entneh-
men, daß die politische Führung etwa versucht 
hätte, die Besonderheiten der afghanischen 
Gesellschaft zu verstehen oder die vielfältigen 
Probleme des Landes anders als vom grünen 
Tisch in Kabul aus anzugehen. Die Beschwö-
rung des Islam und die Zusammenkünfte der 
politischen Führung mit Stammesoberhäup- 
fern waren bloße Fassade — ein schlechter Er-
satz für eine ernst zu nehmende politische 
Strategie, die sich an den sozialen Kräften 
orientiert hatte.
Vorteilhaft für das Regime war jedoch die Un-
einigkeit innerhalb der oppositionellen Bewe-
gung. Ihr gehörten mindestens acht unter-
schiedliche Gruppierungen an, die sich unter-
einander häufig auf lokaler Ebene bekämpften. 
Diese lokalen Stammesgruppen unterstanden 
nicht unmittelbar dem Befehl irgendeiner po-
litischen Organisation. Versuche, wenigstens 
die verschiedenen Gruppierungen, die sich 
nach Pakistan hin orientierten, unter einen 
Hut zu bringen, schlugen fehl. Neben Streitfra-
gen regionaler und politischer Art war man 

sich am meisten über die Rolle uneinig, die die 
nicht-paschtunischen Volksgruppen in Afgha-
nistan nach der Beseitigung des DVPA-Regi- 
mes spielen sollten.

Parallelen zur „islamischen Bewegung" im Iran 
sind ungeachtet der treibende

14
n Kraft, die von 

der moslemischen Ideologie ausging ), ziem- 
lieh irreführend. Läßt man einmal klar erkenn-
bare politische Unterschiede, die zwischen der 
Regierung Pahlevis und dem DVPA-Regime 
sowohl national als auch international bestan-
den, außer acht, so lassen sich zwei weitere 
Unterscheidungen treffen: Erstens: Während 
die iranische Bewegung in einer Gesellschaft, 
in der 50% der Bevölkerung in Städten lebten, 
hauptsächlich urbanen Ursprungs war, ging 
die afghanische Bewegung vor allem von bäu-
erlichen Gebieten aus, da nur 13% der Bevöl-
kerung in den Städten lebt. Zweitens: Wäh-
rend im schiitischen Iran die Religionsführer 
in der Bewegung selbst eine führende Rolle 
spielten, ist im mit 80% überwiegend sunniti-
schen Afghanistan die Bewegung in der Hand 
von Stammesoberhäuptern und Intellektuel-
len oder in der Hand von Nachkommen mos- 
lemischer Heiliger. Die Bewegung wird jedoch 
nicht generell von den Religionsführern getra-
gen 15 ).

Die kritische Situation scheint Taraki und die 
Russen zu einem Kurswechsel veranlaßt zu 
haben. Staatspräsident Taraki besuchte An-
fang September die Konferenz der blockfreien 
Staaten in Kuba und traf auf dem Rückweg 
nach Kabul am 10. Septemb

16
er in Moskau mit 

Breschnjew zusammen ) . Sein Versuch, Amin 
abzusetzen, schlug jedoch fehl. Nach seiner 
Rückkehr zitierte er Amin in den Präsidenten-
palast, wo unter noch ungeklärten Umständen 
eine von Explosionen begleitete Schießerei 
ausbrach. Am 16. September hieß es, Taraki sei 
„aus Gesundheitsgründen" zurückgetreten. Ob 
er sofort umgebracht wurde, ist ungeklärt. Am 
9. Oktober gab Radio Kabul bekannt, daß er am 
Morgen „seiner Krankheit" erlegen sei.
Alles deutet darauf hin, daß es die Russen wa-
ren, die versucht hatten, Amin abzusetzen, um 
statt dessem Taraki mit seiner umsichtigeren 
Politik zu unterstützen. Zuerst hatte man Ta-
raki einen hochoffiziellen Empfang in Moskau 
bereitet, wie er nicht einmal Pham Wan Dong, 
der dort zur selben Zeit auf dem Rückweg

V. Kollisionskurs ab September

nach Hanoi Station machte, gewährt worden 
war17 ). Das hätte die sowjetische Führung 
nicht getan, wenn sie vorgehabt hätte, sich Ta- 
rakis innerhalb weniger Tage zu entledigen. 
Außerdem reagierte die Sowjetunion nur zö-
gernd auf Amins Sieg. Ein sowjetischer Jour-
nalist, der sich am gleichen Tag in der Mos-
kauer TASS-Zentrale befand, bestätigte kürz-

14) In typischer Diktion griff Radio Teheran einige 
Tage nach dem Sturz Tarakis die Regierung Amin 
an: „In Afghanistan wird es weiter brodeln bis zum 
Sieg der Rechten. Diesen Eid schwören in Berg und 
Tal Tausende afghanische Kämpfer, die gegen die 
Bastion des Atheismus in Kabul aus allen Landestei-
len vormarschieren ... Am Ende wird sich der 
Thron von Hafizullah Amin dem Willen des Volkes 
beugen, so wie auch Taraki und seine Freunde sich 
beugen mußten. Vgl. BBC Summary of World Broad-
casts vom 22. September 1979.
15) Zum Widerstand auf dem Lande vgl. Le Monde 
vom 20.—22. März 1979 und vom 8.—10. August 
1979.
16) Unbestätigten Berichten zufolge war Taraki auf 
dem Rückweg von Moskau nach Kabul mit der Füh-
rung der Parchamis zusammengetroffen.
17) Vgl. Le Monde vom 25. September 1979. 



lieh, daß die Nachricht von Tarakis Sturz dort 
völlig überraschend kam. Ein weiteres Anzei-
chen für die Verlegenheit der Sowjetunion 
war die Abberufung des Botschafters Pusa-
now. Seinen Posten übernahm Fikriyat Tabe- 
jew, Mitglied des Zentralkomitees der KPdSU 
und seit 1960 Sekretär der Autonomen 
Tatarenrepublik.

Gegen diese Überlegungen spricht lediglich, 
daß es nicht gelang, Amin seines Amtes zu 
entheben. Man kann daher nur vermuten, daß 
es Taraki und seinem (treulosen) Adjudanten 
Taroun allein überlassen worden war, das 
Treffen zu organisieren, obwohl sich Safront- 
schuk und vermutlich Pusanow zur gleichen 
Zeit im Präsidentenpalast aufhielten. Nach-
dem die Sache nun einmal verpfuscht war, er-
kannten die Russen Amin an, vermutlich weil 
sie keine greifbare Alternative hatten. Amins 
erste Schritte sollten offenbar den Anschein 
erwecken, als wolle er die Vergangenheit hin-
ter sich lassen und sich an Tarakis neuer poli-
tischer Linie orientieren; tatsächlich setzte er 
aber dann die außergewöhnlich repressive Po-
litik fort, die er bereits als Ministerpräsident 
praktiziert hatte. Er kündigte die Einsetzung 
eines 58köpfigen Komitees an, das einen Ver- 
fassungsentwurf erarbeiten sollte — seit April 
1978 wurde das Land mit den Dekreten des Re-

volutionsrates regiert. Amin ließ einige politi-
sche Gefangene frei und wandelte Todesur-
teile in Freiheitsstrafen um. Er kritisierte den 
vormals von Taraki geübten Personenkult. Mit 
all diesen Maßnahmen konnte er jedoch nur 
wenige überzeugen. Dies lag nicht nur daran, 
daß man Amin sehr viel mehr als Taraki für 
die früheren Verhaftungen und Erschießun-
gen verantwortlich machte, sondern auch dar-
an, daß die Massenverhaftungen weiterliefen. 
Deren Zahl lag bei weitem über der der weni-
gen Freilassungen, die nach seiner Machter-
greifung stattgefunden haben. Die Aqsa wurde 
aufgelöst, an ihre Stelle trat eine ähnliche Ge-
heimdienstorganisation „KAM", an deren 
Spitze ein Neffe Amins, Asadollah Amin, 
stand. Zwar erreichte der Kult um den neuen 
Staatspräsidenten nicht, zumindest nicht so-
fort, jene Formen, mit denen die Kabul Times 
Taraki gepriesen hatte. Doch sehr bald hul-
digte man dem neuen Staatspräsidenten als 
dem „tapferen Befehlshaber der April-Revolu-
tion" und die Kabul Times veröffentlichte retu-
schierte Bilder von Amin. Wie Taraki unter-
nahm Amin den Versuch, mit den oppositio-
nellen Kräften ins Gespräch zu kommen, um 
sein Regime zu stärken. Keine der größeren, 
gegen die DVPA opponierenden Gruppen 
schien jedoch zu beabsichtigen, irgendeinen 
Kompromiß mit ihr zu schließen.

VI. Der Sturz Amins und die sowjetische Intervention

Trotz der Meinungsverschiedenheiten mit 
den Sowjets und trotz seiner eigenen Unpopu-
larität verfocht Amin mit Nachdruck seine 
früheren politischen Ziele. Im Oktober unter-
nahmen Regierungstruppen eine recht erfolg-
reiche Offensive gegen Aufständische in Pak- 
tia. In den Städten wurden an die 4000 Anhän-
ger Tarakis, darunter Armeeangehörige und 
Zivilpersonen, inhaftiert. Amin hatte die Drei-
stigkeit, offiziell die Russen für die Ereignisse 
im September verantwortlich zu machen: Sein 
Außenminister, Shah Wali, unterrichtete An-
fang Oktober die Botschafter der Ostblock-
staaten in Kabul über die Rolle der Sowjets, 
und unter den Mitgliedern der DVPA zirku-
lierte ein Papier, das den Sowjets, Taraki und 
den vier Mitgliedern der sogenannten Taraki- 
Clique, die in die UdSSR geflohen sei (Asadol-
lah Sarwari, Watanyar, Masduryar, Gulabzoi), 
die Schuld für die Krise vom September zu-
schob18 ). Die Sowjets leisteten zwar weiterhin 

18) Vgl. Le Monde vom 22. Dezember 1979.

wirtschaftliche und militärische Hilfe, in der 
sowjetischen Presse jedoch wurde die Bericht-
erstattung über Afghanistan nachweislich ein-
geschränkt.

Der Sturz Amins wurde dann zu einem tak-
tisch sehr günstigen Zeitpunkt eingeleitet: 
Die Industrieländer des kapitalistischen La-
gers waren durch die Teheraner Geiselaffäre 
und durch das bevorstehende Weihnachtsfest 
abgelenkt. Da mit dem Winter auch die 
Schneefälle einsetzten, gab es in der Ausein-
andersetzung mit den islamischen Rebellen im 
Gebirge eine Atempause. In den letzten bei-
den Dezemberwochen flogen die Russen meh-
rere Tausend Soldaten nach Kabul. Vorange-
gangen war die Konzentration sowjetischer 
Streitkräfte entlang der Grenze zu Afghani-
stan. Bei den nach Kabul entsandten Truppen 
handelte es sich nicht wie zuvor um Berater, 
sondern um Kampfeinheiten. Statt der Militär-
flughäfen wie Bagram benutzten sie demon-
strativ Kabuls Zivilflughafen. Nach stunden-



langen Schießereien in Regierungsgebäuden 
und nach Straßenkämpfen kam am 27. Dezem-
ber die Meldung vom Sturz Amins. Zusammen 
mit seinem Bruder und Asadollah Amin, sei-
nem Neffen und Chef der Geheimpolizei, war 
der ehemalige Staatspräsident abgeurteilt und 
hingerichtet worden. Gleichzeitig hieß es, daß 
eine neue Regierung der DVPA unter dem 
Parchamiführer Babrak Karmal gebildet wor-
den sei.
Auch wenn nach wie vor Unklarheit über den 
genauen Gang der Dinge besteht, kann man 
kaum daran zweifeln, daß Amin auf Betreiben 
der Russen und durch ihre Intervention ge-
stürzt wurde. Ihre Beweggründe dafür waren 
die gleichen wie im September, daß nämlich 
keine von Amin geführte Regierung in der 
Lage gewesen wäre, gegen die Konterrevolu-
tion zu bestehen und sie zurückzuschlagen. 
Rückblickend muß man sagen, daß Amin sich 
in dem Glauben, er könne sich unbegrenzt ge-
gen das Land, auf dessen Unterstützung das 
DVPA-Regime so sehr angewiesen war, be-
haupten, schwer verrechnet hatte. Doch der 
Preis für den Sturz Amins ist offenbar außeror-
dentlich hoch gewesen, vor allem, weil er den 
Staatsapparat noch weiter geschwächt hat, 
was in besonderem Maße für die Streitkräfte 
gilt.
Amin hatte vor und nach der Septemberkrise 
eine starke Anhängerschaft in den Streitkräf-
ten und in der Miliz gewonnen. Personen, die 
unter dem Verdacht standen, mit den Parcha- 
mis oder mit Taraki zu sympathisieren, hatte 
er gefeuert, einige davon wurden umgebracht. 
Daher scheint es schließlich im Dezember un-
möglich gewesen zu sein, Amin lediglich 
durch eine Verschwörung der Streitkräfte zu 
Fall zu bringen. Darüber hinaus löste der 
Transport sowjetischer Truppen nach Afgha-
nistan unweigerlich den Widerstand nationa-
listischer Kreise bei den Streitkräften aus, so 
daß viele desertierten oder sich einem Regie-
rungswechsel widersetzten. Die Streitkräfte, 
die die neue Regierung übernahm, waren also 
durch die vorangegangenen 20 Monate inter-
ner Auseinandersetzungen, durch die Exeku-
tionen von Konterrevolutionären und nun 
auch durch den Widerstand gegen die Ent-
machtung Amins im Dezember stark ge-
schwächt.

In Zusammensetzung und Politik der neuen 
Regierung zeigt sich deren Absicht, ein mög-
lichst breites politisches Spektrum anzuspre-
chen; dabei verlagert sie allerdings einige der 
Konflikte zwischen den politischen Flügeln, 
die schon die vorangegangenen Regime bela-

stet hatten, nach innen, in die neue Regie-
rungsmannschaft hinein. Damit sind künftige 
zusätzliche Auseinandersetzungen vorpro-
grammiert. Babrak Karmal ist zugleich Mini-
sterpräsident und Staatspräsident; seinem Ka-
binett gehören die führenden Köpfe der Par- 
chamis an, die im Sommer 1978 vom Khalq- 
Flügel aus Afghanistan vertrieben worden wa-
ren. Zur neuen Regierung zählen aber auch 
vier Mitglieder der „Taraki-Klique", die Amin 
nach den Zwischenfällen vom September an-
geprangert hatte.
Die politischen Aussagen Babrak Karmals 
deuten darauf hin, daß er sich sehr viel stärker 
von früheren politischen Positionen der 
DVPA distanziert, mehr noch, als Taraki es be-
absichtigt oder Amin .angekündigt hatte. Er 
gab bekannt, daß alle politischen Gefangenen 
freikommen würden, entließ am 6. Januar 
2000 Gefangene aus dem Kabuler Gefängnis, 
bot den Rebellen bedingungslose Amnestie an 
und versprach, vielleicht nicht ganz überzeu-
gend, die Genehmigung zum Aufbau politi-
scher Parteien zu geben, vorausgesetzt, diese 
unterstützten nicht die Konterrevolution. Er 
betonte, daß das neue Regime eine politische 
und keine militärische Lösung für die Pro-
bleme des Landes anstrebe und stand damit in 
scharfem Gegensatz zu Amin, der seine Geg-
ner mit einem ganzen Arsenal moderner Waf-
fen in Angst und Schrecken versetzt hatte. 
Babrak Karmal nahm auch besondere Rück-
sicht auf den Islam und sicherte ihm die Unter-
stützung der Regierung zu. Zugleich rückte er 
von den politischen Thesen Tarakis und 
Amins über den „Arbeiterstaat" ab und wies 
der Revolution in Afghanistan nunmehr einen 
rein „national-demokratischen" Auftrag zu.
Aus vielerlei Gründen durfte man daran zwei-
feln, ob es dieser neuen, von sowjetischen 
Streitkräften unterstützten Koalition gelingen 
würde, mit der als Erbe übernommenen politi-
schen Situation fertig zu werden. Die vorange-
gangenen Auseinandersetzungen und die Säu-
berungsaktionen zwischen den politischen 
Gruppierungen waren ja mit äußerster Härte 
durchgeführt worden. Am meisten böses Blut 
hatte es zwischen den Parchamis und den ehe-
maligen Anhängern Tarakis gegeben. Und nun 
wurde die ohnehin schon schwache Position 
von Partei, Armee und Regierung noch durch 
die beiden Krisen vom September und Dezem-
ber beeinträchtigt. Das warnende Beispiel vom 1 
Sturz Amins vor Augen, mußte sich das neue 
Regime nicht nur selbst konsolidieren. Man 
erwartete von ihm außerdem, über Monate 
und sogar Jahre hinweg eine längerfristige po- (



litische Lösung anzustreben, die der bäuerli-
chen Bevölkerung mehr Freiheiten und die 
Aussicht auf materielle Verbesserungen bie-
ten sollte. Darüber hinaus mußte die neue Re-
gierung es irgendwie schaffen, die aufständi-
schen Stämme dazu zu bringen, einen Zentral-
staat zu akzeptieren.
über all dem steht die Frage nach dem Sinn 
und Zweck der russischen Präsenz in Afghani-
stan sowie nach ihren Auswirkungen. Die so-
wjetische Intervention spiegelte den Tatbe-
stand wider, daß die UdSSR nach dem Schei-
tern der Initiative von Taraki sonst nur drei 
Möglichkeiten hatte, die alle — auf je andere 
Weise — wenig attraktiv waren: Erstens hätte 
sie der DVPA ihre Unterstützung entziehen 
können, hätte damit jedoch eine noch größere 
politische Niederlage in Kauf genommen und 
Afghanistan den islamischen Reaktionären 
überlassen, was möglicherweise zu jahrelan-
gem, aussichtslosem Bürgerkrieg geführt hät-
te. Zweitens hätte sie Amin unterstützen kön-
nen, der zu keinem politischen Lösungsver-
such mehr fähig war und dem Regime immer 
mehr Schaden zufügte. Drittens hätte sie 
Amin mit dem Einsatz einer ausreichenden 
Zahl von Streitkräften stürzen und die neue 
Regierung so lange stützen können, bis sie 
sich fest genug etabliert haben würde. Diese 
Art der Intervention etwa mit denen in Un-
garn oder der Tschechoslowakei zu verglei-
chen, wäre völlig unangebracht gewesen: We-
der in Ungarn noch in der Tschechoslowakei 
hatte es nennenswerte, vom Ausland unter-
stützte konterrevolutionäre Kräfte gegeben, 
außerdem waren die gestürzten Regierungen 
von Imre Nagy beziehungsweise von Alexan-
der Dubek allem Anschein nach ziemlich po-
pulär. In Afghanistan hingegen hatten sich die 
Dinge gerade wegen der breit angelegten 
Konterrevolution zugespitzt, Amin war zudem 
als Staatspräsident außerordentlich unbeliebt 
und auf die tagtägliche Unterstützung der So-
wjets angewiesen.

Die Sowjets haben sich in ihrer Afghanistan-
politik bereits vor ihrer Intervention im De-
zember einiges zuschulden kommen lassen. 
Beispielsweise müssen sie sich für die politi-
schen Lösungen und Modelle, zu denen sie 
den DVPA-Führern rieten, Vorwürfe gefallen 
lassen. Die Intervention war letztlich nur ein 

Reflex der katastrophalen Auswirkungen die-
ser politischen Linie. Außerdem nahm die So-
wjetunion damit außergewöhnlich hohe Ko-
sten in Kauf — wirtschaftlich gesehen, weil sie 
sich verpflichtete, die DVPA über einige Jahre 
hinweg zu unterstützen, militärisch gesehen, 
weil sie Zehntausende von Soldaten in Afgha-
nistan stationierte und mit Verlusten rechnen 
mußte, und vor allem politisch gesehen, weil 
sich die internationale Lage merklich ver-
schlechterte. Die Beziehungen der UdSSR zu 
den USA und zu China wurden von den Ereig-
nissen in Afghanistan in Mitleidenschaft gezo-
gen, gerade das Verhältnis zu China hatte sich 
in den vorangegangenen Monaten gebessert. 
Auch ihre Beziehungen zu den islamischen 
Ländern, die selbstgerecht wie eh und je die 
aufständischen Konterrevolutionäre begei-
stert unterstützen, verschlechtern 19sich ). In 
dem neu geschaffenen Klima wird es imperi-
alistischen Kräften leichter fallen, eigene mili-
tärische Interventionen vorzubereiten und zu 
rechtfertigen. Die Sowjets haben mit ihrer In-
tervention zwar der DVPA eine Atempause 
verschafft. Allerdings können die gegenwärti-
gen Probleme der afghanischen Revolution 
mit Hilfe der sowjetischen Intervention nur 
dann letztendlich erfolgreich gelöst werden, 
wenn es den Sowjets gelingt, auf eine andere 
Politik hinzuwirken, ohne dabei die gleichen 
militärischen Fehler wie in der Vergangenheit 
zu begehen. Der entscheidende Fehler der So-
wjets war somit nicht so sehr die Intervention 
vom Dezember 1979 als vielmehr, daß sie es 
hatten soweit kommen lassen, daß ihnen gar 
nichts anderes mehr übrig blieb.

19) Vgl. z. B. den Bericht von John Dale in Now vom 
30. November 1979, worin es heißt: „Hier wie auch 
bei all meinen anderen Treffen mit den Mujahidin 
war der Empfang herzlich und freundschaftlich. 
Niemals traf ich auf Feindseligkeit oder Aggression. 
Ich gehe jedoch davon aus, daß eben diese Kräfte zu 
schrecklichen Gewalttaten fähig sind — Frauen und 
Kinder umbringen, sowjetische Soldaten bei leben-
digem Leib aufschlitzen." Der Rebellenführer soll 
gesagt haben: „Wir exekutieren gebildete Soldaten, 
die wissen, daß sie das Volk herausfordern; die Poli-
tiker erleiden das gleiche Schicksal, das sie unseren 
Anhängern bereiteten." Nick Downie, ein britischer 
Kameramann, der vier Monate bei den paschtuni-
schen Rebellen im Osten des Landes verbrachte, be-
richtete, sie seien „führungslos, untereinander zer-
stritten und kämpften vor allem, um zu plündern", 
vgl. The Guardian vom 31. Dezember 1979.



VII. Welche Alternativen gab es?

Man muß sich fragen, ob das afghanische Re-
gime — vor Dezember 1979 — auch einen an-
deren Weg hätte einschlagen können. So sehr 
man auch manche seiner politischen Aktionen 
verurteilen muß, eine umfassende Kritik der 
revolutionären Vorgänge in Afghanistan 
greift unter politischen Gesichtspunkten nur 
dann, wenn sich beweisen läßt, daß den Revo-
lutionären reale Alternativen zu Gebote ge-
standen hätten. Man kann Zweifel äußern, ob 
es nicht schon ein Fehler war, daß sie im Wis-
sen um ihre begrenzte Anhängerschaft im 
April 1978 die Macht übernahmen, doch es 
scheint, daß sie hierzu zwingende Gründe hat-
ten. Sie haben nicht einfach mutwillig ge-
putscht; vielmehr bestand für sie die Gefahr, 
von Daud im Zuge seiner Versöhnung mit Zia 
und dem Schah liquidiert zu werden. Deswe-
gen entschlossen sie sich, loszuschlagen, ob-
wohl sie geglaubt hatten, daß sie dazu noch 
mindestens zwei Jahre lang nicht in der Lage 
sein würden. Kritik an ihrer Grundentschei-
dung, ein Reformprogramm in die Wege zu lei-
ten, ist ebenfalls fragwürdig, wo sie doch ihr 
Bemühen um eine sozialistische Veränderung 
und ihren ungeduldigen Übereifer gegenüber 
dem archaischen Gesellschaftssystem, das ih-
nen das vorangegangene Regime hinterlassen 
hatte, dadurch unter Beweis stellten, daß sie 
innerhalb weniger Monate nach ihrer Macht-
ergreifung so viele Dinge angingen.

Das Revolutionsprogramm der DVPA enthält 
jedoch wesentliche Punkte, die nach den ver-
fügbaren Informationen zu Recht angreifbar 
sind. Erstens wurde im Aufbau von Partei und 
Staat von Anfang an deutlich, daß die Partei 
keinerlei Beziehung zu den elementarsten Re-
geln der Demokratie hatte. Auch wenn man 
das, was auf diesem Gebiet in einem Land wie 
Afghanistan möglich ist, nicht idealistisch 
überschätzt, kommt man zu dem Urteil, daß 
die DVPA unnötig autoritär war. In der Partei 
wurden politische Meinungsverschiedenhei-
ten per Ukas bereinigt, wobei diese Zentrali-
sierung die Bildung von Splittergruppen eher 
noch begünstigte. Der Bruch mit den Parcha- 
mis und die nachfolgenden Säuberungsaktio-
nen, die unmittelbar auf den Staatsstreich im 
April folgten, kamen die Partei teuer zu ste-
hen. Eine andere Organisation der Partei hätte 
dies verhindern können. Es dauerte auch acht-
zehn Monate, bis die DVPA nach der Macht-
übernahme endlich von einer Verfassung 
sprach: Amin zögerte nach eigenen Aussagen, 

sich mit der Verfassungsfrage zu befassen. Da-
bei hätte sie viel früher behandelt werden 
müssen.

Zweitens: Obwohl die größeren Reformen der 
DVPA fortschrittlicher Art waren, wurden sie 
anscheinend so durchgeführt, daß der Wider-
stand in der bäuerlichen Bevölkerung wuchs. 
Bei geschickterem Vorgehen wäre er vermeid-
bar gewesen. Dies gilt für die Bodenreform 
und für das Dekret über Eheschließungen. In 
beiden Fällen war die Regierung nicht in der 
Lage, die Dinge klar und deutlich auseinander-
zusetzen und auf demokratische Weise durch-
zuführen. Die Bodenreform und das Dekret 
über Eheschließungen wurden daher zu Streit-
fragen, die die Konterrevolutionäre in ihrem 
Sinne nutzen konnten. Da die DVPA von der 
Landbevölkerung nicht aktiv unterstützt wur-
de, da es außerdem in Partei und Staat keine 
Führungskräfte gab, die man benötigt hätte, 
um die Reformen ohne Zwangsausübung 
durchzusetzen, hätte die Partei sich den Bau-
ern gegenüber viel vorsichtiger verhalten 
müssen. Rückblickend kann man sagen, daß es 
sehr viel ungefährlicher gewesen wäre, durch 
offenkundige Versäumnisse Unterstützung zu 
verlieren, als durch hartes Durchgreifen Wi-
derstand zu schüren. Das völlige Fehlen eines 
demokratischen Potentials, das schon bei der 
Durchführung der Reformen sichtbar wurde, 
offenbarte sich auch darin, wie das Regime 
eine seiner besten Karten verspielt zu haben 
scheint, nämlich seine Chancen auf dem Ge-
biet des Nationalitätenproblems. Zweifellos 
hätte es einige Zeit in Anspruch genommen, 
die nichtpaschtunischen Stämme für das Re-
gime zu gewinnen. Fehlende Mitbestimmung 
im Staate und die völlig überzogenen Propa-
gandaparolen der in den Minderheitenspra-
chen veröffentlichten Publikationen scheinen 
jedoch dazu geführt zu haben, daß die einzel-
nen Volksgruppen ein paar Monate nach der 
Machtübernahme der DVPA um so leichter 
auf die Seite der Konterrevolutionäre gezogen 
werden konnten.
Auch die Art und Weise, in der sich das Re-
gime an Moskau orientierte, hat offenbar un-
nötig Probleme bereitet. An der Spitze des Re-
gimes stand eine prosowjetische Partei, die be-
reits vor dem Ausbruch des Bürgerkrieges 
weitestgehend auf die Hilfe der Sowjetunion 
angewiesen war. Das war jedoch nicht der ei-
gentliche Stein des Anstoßes. Angesichts der 
latenten antisowjetischen Strömung in Afgha-



nistan, die auf nationalistischen und religiösen 
Überzeugungen beruht, und angesichts der 
pr.ochinesischen Einstellung in weiten Teilen 
der Intelligenz und der Tadschiken, hätte das 
Bündnis mit der UdSSR nicht mit einer derar-
tigen Moskauhörigkeit zur Schau gestellt wer-
den dürfen. In ihrem Bestreben, die Sowjets 
davon zu überzeugen, daß die DVPA die so-
wjetische Unterstützung voll und ganz verdie-
ne, hat sich die Parteiführung noch vor der In-
tervention vom Dezember 1979 völlig grund-
los Feinde im eigenen Lande gemacht.
Den härtesten Vorwurf muß man der DVPA 
jedoch wegen der repressiven Methoden ma-
chen, mit denen sie die Konterrevolution be-
kämpfte. Dieses Vorgehen ist moralisch un-
entschuldbar und entbehrte jeder Notwendig-
keit. Zweifellos tragen die konterrevolutionä-
ren Kräfte die Hauptverantwortung für das 
Ausmaß der Kampfhandlungen und die damit 
verbundenen Gewalttätigkeiten: Noch bevor 
die DVPA ihre Reformen auch nur in die 
Wege geleitet hatte, opponierten bereits die 
konterrevolutionären Führer. Diese waren es 
auch, die die üblichen Exzesse eines Bürger-
krieges noch steigerten, indem sie beschlos-
sen, keine Gefangenen zu machen, sondern 
Parteimitglieder, die sie in ihre Gewalt ge-
bracht hatten, zu exekutieren. Aus den Gebie-
ten, die von den Aufständischen besetzt gehal-
ten werden, sind Gefangenenverstümmelun-
gen bezeugt. Dieses Ausmaß an Gewalttätig-
keit mag das Verhalten der DVPA erklären, 
entschuldigt es jedoch nicht, so groß die Pro-
vokationen auch gewesen sein mögen. Die 
blindwütige Gegenoffensive in den ländlichen 
Gebieten und die Repressionen, mit denen die 
Partei in den Städten gegen die Masse der Be-
völkerung vorging, sind nicht nur vom morali-
schen Standpunkt aus verwerflich, sondern 
auch politisch äußerst unklug. Die Konterre-
volution wurde anscheinend dadurch ge-
schürt, und die Parteigegner konnten weite 
Kreise der Bevölkerung zu ihrer Unterstüt-
zung mobilisieren.

Die sowjetische Intervention hat natürlich 
daran gar nichts geändert. Sie hat nicht etwa 
der neuen DVPA-Regierung zu Popularität 
verhelfen. Durch die direkte Einmischung 
zahlreicher russischer Truppenteile in die in-
neren Angelegenheiten des Landes können 
die Widerstände gegen die Politik der Partei 
nur verstärkt worden sein. Die sowjetische In-
tervention hat auch in der Linken heftige Kri-
tik ausgelöst, die jedoch leider zu erörtern ver-
mied, welche Alternativen die sowjetische 
Führung gehabt hätte (nämlich Amin zu stüt-

zen oder sich völlig zurückzuziehen). Die Re-
aktionen, die die sowjetische Intervention aus-
löste, reichten von berechtigtem Zweifel an 
gewissen Behauptungen der Sowjetunion 
(Amin sei ein CIA-Spion gewesen, es habe di-
rekte Aggressionen des Auslands gegen Af-
ghanistan gegeben) bis hin zu unangebrach-
tem selbstgefälligem Schweigen darüber, daß 
fremde Staaten sich indirekt am Erstarken der 
Konterrevolution mitschuldig gemacht hat-
ten.
Kritische Stimmen gehen vornehmlich davon 
aus, daß jegliche Form militärischer Interven-
tion durch fremde Staaten von Sozialisten ver-
urteilt werden müsse. Die meisten Formen 
fremder Intervention durch revolutionäre 
Kräfte sind nun in der Tat vom moralischen 
Standpunkt aus zu verurteilen und bewirken 
außerdem politisch genau das Gegenteil. Im 
Bemühen, das Vorgehen der Sowjetunion (bei-
spielsweise in Ungarn und der Tschechoslo-
wakei) zu rechtfertigen, waren die Argumente 
oft so sehr an den Haaren herbeigezogen, daß 
man auch im Falle Afghanistan ernsthafte 
Zweifel hegen muß. Sozialisten können jedoch 
nicht behaupten, militärische Aktionen im 
Ausland zugunsten revolutionärer Bewegun-
gen seien unter allen Umständen unzulässig: 
Eine solche Aktion kann angesichts einer dro-
henden konterrevolutionären Intervention 
durch imperialistische Kräfte durchaus not-
wendig werden. Auch in bürgerkriegsähnli-
chen Situationen, wenn die unterstützte Re-
gierung beispielsweise nicht mehr Herr der 
Lage ist, können solche Interventionen ge-
rechtfertigt werden. Dafür müssen jedoch zwei 
Voraussetzungen gegeben sein: Erstens muß 
für solche Interventionen im betreffenden 
Land eine breite Unterstützung in der Bevöl-
kerung bestehen, oder aber man muß mit eini-
ger Berechtigung davon ausgehen dürfen, 
diese Unterstützung in naher Zukunft mit 
friedlichen Mitteln gewinnen zu können. 
Zweitens dürfen internationale politische 
Konsequenzen die möglichen Vorteile nicht 
überwiegen. Beim Einmarsch kubanischer 
Truppen in Angola waren diese Forderungen 
meines Erachtens klar erfüllt. Kritik muß je-
doch an der russischen Einmischung in den 
spanischen Bürgerkrieg geübt werden, nicht 
etwa wegen der Intervention an sich, sondern 
wegen der ungenügenden Unterstützung, die 
die UdSSR den Republikanern zukommen ließ, 
und wegen der repressiven Maßnahmen, die 
die sowjetische Geheimpolizei in den Hoch-
burgen der R 20epublikaner ergriff ).
20) Zu dieser Passage gab der Autor der Redaktion 
noch die folgende Erläuterung: „Die Frage, ob eine 



In Afghanistan wird man erst im Laufe der 
Zeit sehen können, ob die Sowjets das Spiel 
gewinnen, indem sie einen gewissen sozialen 
Fortschritt erzielen, wie wir ihn heute in der 
Mongolei haben. Das dortige kommunistische 
Regime kam 1921 durch eine ähnliche unmit-
telbare Intervention, mit der eine kleine revo-
lutionäre Bewegung unterstützt wurde, an die 
Macht21 )- Andererseits könnte es auch sein, 
daß die dauerhafte Präsenz der Sowjets und 
die Übernahme ihres politischen Systems ein 
ständiger Stein des Anstoßes für weite Teile 
der Bevölkerung sind. Dies würde dazu führen, 
daß sich keine postrevolutionäre Regierung 
auf Dauer etablieren könnte. Auf internationa-
ler Ebene hat die militärische Intervention be-
reits eine schwere außenpolitische Krise aus-
gelöst. Sie bedroht das, was von der Entspan-
nung noch übrig geblieben ist, bestärkt die 
streitlustigen unter den westlichen Politikern

Intervention berechtigt sein mag, ist in der Tat 
schwierig, und in der Vergangenheit wurden oft un-
haltbare Gründe für solche Aktionen bemüht. In 
meinen Augen trifft dies nicht nur auf die breite 
Skala imperialistischer Interventionen zu, sondern 
genauso auf Fälle wie die russischen Interventionen 
in Ungarn und der Tschechoslowakei und auch auf 
eine mögliche Aktion in Polen unter den jetzigen 
politischen Bedingungen. Wie auch immer — eine 
Ablehnung von militärischen Interventionen kann 
nicht a priori erfolgen; als „Prinzip“ wäre dies sowohl 
philosophisch zweifelhaft als auch praktisch unhalt-
bar. Es gibt einige mögliche Fälle, in denen eine In-
tervention für legitim gehalten und gerade mit dem 
Recht der Nationen auf Selbstbestimmung begrün-
det werden kann. Der klassische Text von John Stu-
art Mill zu dieser Frage sieht nicht nur den Fall der 
Selbstverteidigung eines Staates vor, sondern auch 
die Intervention, die einer nationalen Gruppe im 
Kampf für ihre Unabhängigkeit zu Hilfe kommt — 
Beispiel etwa Ungarn in den 1840ern—, außerdem 
Fälle, in denen die Intervention der einen Seite eine 
Antwort auf eine vorhergehende Intervention eines 
anderen Staates ist; zu diesen drei berechtigten 
Gründen mag ein vierter treten, der mittlerweile 
allgemein akzeptiert wird, nämlich das Recht eines 
Staates zu intervenieren, wenn er damit den Kampf 
eines Volkes gegen eine Diktatur unterstützt. (...) 
In meinem Afghanistan-Artikel wollte ich einige 
Maßstäbe für die notwendige Diskussion darlegen. 
Sie werden feststellen, daß ich nicht etwa einem Ur-
teil über diese Frage ausweiche, sondern lediglich 
versuche, einige allgemeine Richtlinien für die Dis-
kussion zu entwickeln, die sicherlich noch eine 
ganze Weile andauern wird."
21) Vgl. E. H. Carr, The Bolshevik Revolution, 1917 
bis 1923, Bd.3, London 1966, S. 508.

Seit die Regierung Karmal mit sowjetischer 
Hilfe an die Macht kam, wurden einige Maß- 

bei ihrer Rückkehr zum Kalten Krieg, erleich-
tert US-Abenteuer in Mittelamerika oder in 
der Golf-Region, erschwert dringend benötig, 
ter sowjetischer Hilfe den Zugang zum südli-
chen Afrika und begünstigt die Rückkehr der 
sowjetischen Regierung zur Repression im ei- 
genen Lande. Die Carter-Regierung, die die 
Salt Il-Verhandlungen auf Eis gelegt und das 
Mittelstreckenraketenprogramm in Europa in 
die Wege geleitet hat, ist insofern hauptver-
antwortlich für die Verschlechterung der in- 
ternationalen Beziehungen, als sie die früher 
eingenommene maßvolle Haltung gegenüber 
sowjetischen Aktionen aufgegeben hat. Welt- 
weit werden alle revolutionären Kräfte den 
Preis für die verheerenden Auswirkungen der 
afghanischen Konterrevolution, das autoritäre 
Vorgehen der DVPA-Führung, für die Fehler 
der sowjetischen Politik und die gegenwärtige 
imperialistische Offensive zahlen müssen.

Nachtrag

nahmen, die die Khalqi-Regierung eingeleitet 
hatte, auf Eis gelegt. Die Landreform wurde 
fast gänzlich gestoppt, in einigen Gebieten 
wurde den früheren Grundbesitzern die Rück-
kehr gestattet.
Angesichts der Reaktion des Islam und der 
Stämme mußte die Regierung auch einen 
Rückschlag in punkto Frauenemanzipation 
hinnehmen. Während es in Kabul bereits ein 
solides Grundniveau an Unterricht für Frauen 
gibt und viele junge Frauen den Chador oder 
die alles bedeckenden Tücher und Schleier ab-
gelegt haben, scheinen die Unterrichtspro-
gramme für Frauen in den ländlichen Gebie-
ten zum Stillstand gekommen zu sein. Ebenso 
ging es den Versuchen, den Brautpreis zu 
drücken: Töchter gelten auf dem Lande als 
Quelle des Reichtums, und einige Frauen, die 
nach den neuen Bestimmungen geheiratet 
hatten, wurden von den Rebellen erschossen.
Was die Menschenrechte anbelangt, hat sich 
ebenfalls ein Wechsel in der Politik vollzogen, 
allerdings ein ganz andersartiger: Beendet 
wurden die systematische Folter, Massenexe-
kutionen und Massenverhaftungen, die den 
letzten Teil der Regierungszeit des Präsiden-
ten Hafizulla Amin charakterisiert hatten. 
Siebzehn Gefährten von Amin, denen nachge-
wiesen worden war, daß sie in seine Verbre-
chen verwickelt gewesen waren, wurden hin-
gerichtet, ebenso ein pro-chinesischer Gueril-
laführer, den man in der Hauptstadt fing. An-



dererseits wurden fast alle diejenigen freige-
lassen. die nach Demonstrationen Anfang 
1980 inhaftiert worden waren; und zwei zum 
Tode verurteilte Studentenführer wurden be-
gnadigt.
Die Russen können es sich zugute halten, die 
mörderischen Praktiken der Amin-Periode ge-
stoppt zu haben; allerdings ist die Situation auf 
dem Lande anders, wo der Krieg extrem brutal 
war und die Hauptlast der Kämpfe von den so-
wjetischen Kräften getragen wird. Die Rebel-
len sind durchweg in Greueltaten verwickelt; 
man weiß, daß sie ihre Gefangenen foltern und 
mißhandeln. Jedoch haben die russischen 
Maßnahmen gegen den Aufstand offensicht-
lich unnötige Zerstörungen von Dörfern und 
Tote unter der Zivilbevölkerung zur Folge ge-
habt.
Die Angaben über das russische Militärkon-
tingent schwanken zwischen 45 000 (die Zahl, 
die die sowjetische Botschaft angibt) und 
85 000 bis 100 000 nach westlichen Schätzun-
gen. über eine besondere ethnische Zusam-
mensetzung der sowjetischen Streitkräfte ist 
nichts bekannt, aber es scheint, als würde ein 
überproportionaler Anteil der kämpfenden 
Einheiten aus Mitgliedern der kommunisti-
schen Jugendorganisation (Komsomol) beste-
hen.
Obwohl durch Desertierungen geschwächt, 
hat die afghanische Armee keineswegs aufge-
hört zu bestehen. Zwar sind die gewöhnlichen 
Rekruten durchaus unwillig, in ernsthafte Ge-
fechte verwickelt zu werden, aber sie werden 
immerhin für Patrouillengänge in den Städten 
eingesetzt; und das Regime kann sich auf die 
Unterstützung eines im wesentlichen politi-
sierten Offizierskorps verlassen. Um die ge-
ringe Moral unter den Rekruten zu kompen-
sieren, hat die Regierung etwa dreißigtausend 
junge Männer eingezogen, die die Partei un-
terstützen; diese haben an ländlichen Offensi-
ven teilgenommen.
Die russischen und afghanischen Regierungs-
kräfte haben einige militärisch-strategische 
Ziele erreichen können. Die wichtigsten 
Städte konnten gegen ernste Bedrohungen ge-
sichert und mit militärischen Gürteln um-
schlossen werden.
Außerdem waren die Russen in der Lage, den 
Zufluß von Waffen von der afghanischen Ar-
mee zu den Rebellen einzudämmen, die sich 
ganz offen darüber beklagen, daß ihnen diese 
wichtige Quelle nun fehlt. In der Tat glauben 
sowohl die Russen als auch westliche diploma-
tische Quellen, daß die Rebellen in den letzten 

Monaten gezwungen waren, sich in kleine 
Einheiten aufzuspalten, die nur Überra-
schungsangriffe wagen können und jede grö-
ßere Konfrontation vermeiden müssen. Einige 
Regionen früherer Aktivität der Rebellen, so 
zum Beispiel das Tal von Kunar oder die 
fruchtbare Ebene nördlich von Kabul, wurden 
zumindest zeitweise von Aufständischen ge-
säubert.
Auf dem Lande herrscht jedoch immer noch 
Unsicherheit vor: Kürzlich wurde das Haus 
von Babrak Karmal, in einem Dorf nur wenige 
Meilen von Kabul entfernt, von Rebellen nie-
dergebrannt, und der Minister für Stammesan- 
gelegenheiten, Faiz Mohammed Faiz, wurde 
bei einem Besuch auf dem Lande getötet. So-
gar nach westlichen Schätzungen haben die 
Russen viel zu wenig Truppen, um die drei-
zehntausend auf den Bergen verstreuten Dör-
fer zu kontrollieren, und nach offiziellen so-
wjetischen Angaben ist ihre Aufgabe nicht so 
sehr, das Land besetzt zu halten, als vielmehr, 
die afghanische Regierung zu „schützen". Aus 
diesem Grund haben sie sich aus vielen Regi-
onen zurückgezogen, wodurch die Rebellen 
zurückkehren konnten.
Die Russen sind auch dadurch gehandicapt, 
daß sie nach Möglichkeit vermeiden, die paki-
stanische Grenze zu überqueren und die jen-
seits gelegenen Basen der Rebellen anzugrei-
fen. Aus politischen Gründen scheinen sie 
nicht gewillt, auch nur das ohne weiteres tech-
nisch Mögliche zu tun, um die Grenze zwi-
schen den beiden Ländern dicht zu machen. 
Trotz gelegentlicher Angriffe von der anderen 
Seite sind die Russen sorgsam darauf bedacht, 
in keine direkten Konfrontationen mit Paki-
stan verwickelt zu werden, da dies weitere 
Hilfe des Westens an Zia ul-Haq rechtfertigen 
könnte. Die Regierung in Kabul hat ihrerseits 
die militanteren pakistanischen Oppositions-
gruppen mit Basis in Baluchistan und an der 
Nordwestgrenze zurückgehalten, in der Hoff-
nung darauf, zu einem späteren Zeitpunkt mit 
den Autoritäten in Islamabad in Verhandlun-
gen eintreten zu können. Außerdem neigt sie 
inzwischen dazu, die gemäßigteren Gegner 
Zias zu unterstützen, etwa die People's Party 
von Zulfikar Bhutto und die National Demo- 
cratic Party von Wali Khan.

Das Hauptproblem von Karmal und seinen 
russischen Verbündeten ist jedoch interner 
politischer Natur. Obwohl die Politik von Bab-
rak humaner und sozial weniger provokativ ist 
als die seiner Vorgänger, war er bis jetzt noch 
nicht in der Lage, eine breite Unterstützung 
innerhalb des Volkes zu gewinnen. Zum Teil 



liegt dies an den Greueltaten des Amin-Regi-
mes, zum Teil daran, daß das gegenwärtige Re-
gime so eng mit den fremden Truppen verbun-
den ist, jedoch auch an der Unfähigkeit des 
Staates, die Sicherheit in den Dörfern zu ga-
rantieren und seine Beauftragten und Institu-
tionen dort zu schützen.
Im Kampf gegen die Zentralregierung greifen 
die Rebellen auf landesübliche, traditionell 
verwurzelte Formen von Stammesabhängig- 
keit und Banditentum zurück. Plünderungen 
und Erpressungen spielen eine große Rolle bei 
ihren militärischen Operationen, und viele Re-
bellenführer in Pakistan haben Flüchtlings-
hilfe zugunsten eigener geschäftlicher Inter-
essen unterschlagen.
Der soziale Charakter eines großen Teils der 
Rebellion ist auch aus den Zielen der Angriffe 
ersichtlich. Allein in der Provinz Herat wur-
den bisher über hundert Schulen zerstört, und 
aus diplomatischen Kreisen wird bestätigt, daß 
etwa die Hälfte der schulischen und medizini-
schen Einrichtungen auf dem Land im letzten 
Jahr von den Rebellen zerstört wurden.
Das andere substantielle Problem, mit dem die 
Regierung konfrontiert wird, ist der Konflikt 
in den eigenen Reihen zwischen der Khalq- 
und der Parcham-Fraktion. Es scheint nicht 
zuzutreffen, daß die beiden Gruppen Mitglie-
der der jeweils anderen Fraktionen umbrin-
gen, aber die Parchamis verhehlen nicht ihre 
Versuche, den Einfluß der Khalqis zurückzu-
drängen, und machen diese für die Exzesse 
der Taraki- und der Amin-Periode verantwort-
lich. Die Parchamis behaupten, daß es unmög-
lich sein wird, das Vertrauen der Bevölkerung 
zurückzugewinnen, wenn nicht erst alle für 
die Greueltaten Verantwortlichen entmachtet 
sind. Die Khalqis ihrerseits mißbilligen zwar 
die Untaten Amins, verteidigen aber das An-
denken des ersten revolutionären Präsidenten 
Nur Mohammad Taraki. Sie behaupten, daß 
ihre Mitglieder immer noch die Mehrheit so-
wohl in der Partei als auch im Offizierskorps 
stellen. — Nichts, was ich im Lande sah und 
hörte, deutet darauf hin, daß es einen grundle-
genden Wandel der sowjetischen Politik im 
Lande gäbe oder daß die sowjetischen Streit-
kräfte nicht bis zur Niederschlagung der Re-
bellion bleiben würden. Trotz vieler Spekula-
tionen spricht nichts dafür, daß die Sowjet-
union beim Machtantritt der DVPA im April 
1978 beteiligt gewesen ist, und es lag ihr auch 
nicht besonders viel daran, ihre Truppen nach 
Afghanistan zu senden, als die Rebellion um 
sich griff. Nachdem die Russen Amin viel zu 
lange gestattet hatten, seine ruinöse Politik 

durchzuführen, versuchten sie ihn das erste 
Mal im September 1979 zu stürzen, indem sie 
Taraki zu einer Palastrevolte ermutigten. Erst 
als diese fehlschlug, forcierten sie die direkte 
Säuberung von Amin, unterstützt durch ihre 
eigenen Truppen.

Vieles an den Umständen der sowjetischen In-
tervention im Dezember 1979 ist immer noch 
unklar, und sowohl russische als auch afghani- 
sehe offizielle Stellen verwenden viel Zeit dar-
auf zu beweisen, daß Amin ein CLA-Agent ge- 
wesen sei. Aber die im Westen so heftig be. 
strittene russische Behauptung, daß Amin 
selbst die russischen Truppen zu Hilfe gerufen 
hatte, ist offensichtlich wahr. Es ist bewiesen, 
daß er dies gegenüber einer konservativen 
arabischen Zeitung äußerte — am Tage vor 
seinem Sturz; nicht einmal die Khalqis selber 
bestreiten, daß Amin schon einige Zeit zuvor 
um sowjetische Hilfe gebeten hatte.
Gespräche mit Anhängern der Parchamis ma-
chen deutlich, in welchem Ausmaß ihre Frak-
tion bereits während der Khalq-Periode im 
Untergrund gegen Taraki und Amin kämpfte. 
Während Babrak und seine engsten Gefährten 
im Exil lebten, wurden viele der Leute, die in-
zwischen Schlüsselstellungen innehaben, im 
Gefängnis von Anhängern Amins gefoltert 
oder versteckten sich, um diesem Schicksal zu 
entgehen.
Die Russen haben sicherlich unrecht, wenn sie 
behaupten, daß der Sturz Amins eine aus-
schließlich inner-afghanische Angelegenheit 
gewesen wäre. Aber obwohl sie sicherlich den 
entscheidenden Beitrag zu seiner Absetzung 
leisteten, war ihre Intervention mit einer akti-
ven innerparteilichen Opposition koordiniert, 
die bereits seit einigen Monaten gegen Amin 
kämpfte. Die ironische Schlußfolgerung, der 
die Russen natürlich nicht beipflichten kön-
nen, ist, daß im Grunde genommen beide Frak-
tionen daran interessiert waren, daß die Rus-
sen Truppen nach Afghanistan schickten.
Das besondere öffentliche Interesse, das die 
russischen Truppen in Afghanistan erregen, 
hat leider die Aufmerksamkeit von einem viel-
leicht viel wichtigeren Thema abgelenkt: der 
Frage nach der Lebensfähigkeit des DVPA-Re- 
formprogrammes. An dieser Frage wird sich 
letzten Endes entscheiden, wie die sowjetische 
Rolle einzuschätzen ist.
Die Rebellen wollen, daß das Reformpro-
gramm abgeschafft wird; für die Parchamis 
war die Revolution lange überfällig und ist 
nun irreversibel. Zwar machen es die Greuel 
des Amin-Regimes und ihre Angewiesenheit 



auf fremde Truppen für sie schwierig, öffentli-
che Unterstützung zu gewinnen, aber sie hal-
ten daran fest, daß sie gar keine andere Wahl 
haben, als den einmal eingeschlagenen Weg 
fortzusetzen und das Land, wenn auch lang-
sam, weiter zu modernisieren.
Obwohl sowohl von russischen als auch von 
afghanischen Regierungskreisen weit über-
trieben, ist das Ausmaß ausländischer Hilfe 
für die Rebellen doch bedeutend: Pakistan 
steuert die offene Grenze, sichere Rückzugs-
möglichkeiten und etwas militärische Unter-
stützung bei, während Geld und Waffen aus ei-
ner Vielzahl von Quellen stammen, sogar aus 
China und Ägypten. Ich selbst habe Aufständi-
sche mit britischen Panzerabwehrraketen ge-
sehen, was natürlich den Verdacht aufkom- 
men läßt, das Mrs. Thatcher und Mr. Carring-
ton mit ihren Unterstützungsversprechen 
ernst gemacht haben.
Jedoch: Die Wahrheit, die jedem, der den Re-
bellen hilft, in zynischer Weise klar sein muß, 
ist, daß — vorausgesetzt, es findet kein größe-
rer Wandel innerhalb der UdSSR statt — es 
für die afghanischen Guerillas keine realisti-
sche Chance für einen Erfolg gibt. Aber so-
lange der Krieg in Afghanistan andauert, lie-
fert er dem Westen bei relativ geringen Ko-
sten einen Anlaß, Länder der Dritten Welt ge-
gen Moskau zu mobilisieren und leichten Kre-
dit in der islamischen Welt zu gewinnen. Und 
auch, wenn die Rebellen den Krieg gar nicht 
gewinnen können, wird das Ergebnis ihrer Un-
terstützung sein, daß die Russen auf alle Fälle 
länger in Afghanistan bleiben müssen. Man 
kann dies als eine Politik des „Kampfes bis 
zum letzten Afghanen" bezeichnen.
Das Thema, um das es eigentlich geht, ist gar 
nicht die Existenz einer revolutionären und 
pro-sowjetischen Regierung in Kabul: Der We-
sten hatte sie nach dem April 1978 bereits ak-
zeptiert, indem er die Regierung Taraki und 
Amin anerkannte. Das Thema der öffentlichen 
Erregung ist die Anwesenheit sowjetischer 
Truppen im Land. Aber abgesehen von dem 

politischen Kapital, das der Westen gewinnt, 
wenn die Russen noch eine Weile bleiben, 
kann man sich fragen, inwieweit diejenigen, 
die jetzt auf der Rechten wie auf der Linken ei-
nen sofortigen Rückzug fordern, diesen tat-
sächlich willkommen heißen könnten. Solch 
ein Rückzug würde mit ziemlicher Sicherheit 
zu einem langen Bürgerkrieg führen, in dessen 
Verlauf viele politische, ethnische und natio-
nale Risse innerhalb der afghanischen Gesell-
schaft aufbrechen würden. Solch ein Konflikt 
würde dem afghanischen Volk kaum etwas 
nützen. Zudem wäre er eine naheliegende 
Versuchung für externe Einmischungen und 
würde weiteren internationalen Spannungen 
Tür und Tor öffnen. Wenn letzten Endes tat-
sächlich ein ultra-konservatives, sich auf die 
Stämme stützendes Regime an die Macht 
käme, dürfte es schwerlich einzusehen sein, 
was dies der verarmten afghanischen Bevölke-
rung nutzen würde.
Es gäbe durchaus noch eine andere Möglich-
keit: internationale Verhandlungen mit dem 
Ziel, die Ursachen der sowjetischen Interven-
tion zu beseitigen, speziell die auswärtige Un-
terstützung, die den afghanischen Rebellen 
gewährt wird. Es ist solange fruchtlos, einen 
sofortigen Rückzug der sowjetischen Truppen 
zu fordern, wie Pakistan den Rebellen als Basis 
und einer Vielzahl anderer Länder als Durch-
gangsstation dient.

Die Beendigung solcher fremder Einmischung 
würde die Rebellion selbst nicht beenden, die 
andere Wurzeln innerhalb Afghanistans hat. 
Aber sie würde den wichtigsten aufreizenden 
Faktor beseitigen und dadurch den Rückzug 
der Sowjets immerhin beschleunigen. Viel-
leicht könnten dadurch unter den gegenwärti-
gen Bedingungen Verhandlungen zwischen 
der Regierung Babrak Karmals und den weni-
ger unnachgiebigen Teilen der Aufständi-
schen ermöglicht werden. Diejenigen, die ei-
nen sowjetischen Rückzug aus Afghanistan er-
warten, haben also klare Alternativen vor Au-
gen.



Friedrich von Krosigk: Der Nordirland-Konflikt. Dynamische Dimensionen 
einer politischen Dauerkrise
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/81, S. 3—19

Die ungebrochene Kontinuität der Gewalt in Nordirland stärkt die weitverbreitete stati-
sche Perzeption der ihr zugrunde liegenden Konfliktstrukturen. Maßgebliche politische 
Forderungen zur Überwindung der Krise sind noch heute von Mythen getragen, die an den 
Konfliktkonstellationen vergangener Jahrhunderte orientiert sind, den dynamischen Ver-
änderungen im anglo-irischen, inneririschen wie inter- und innerkonfessionellen Bezie-
hungsgeflecht vergangener Jahrzehnte jedoch keine Rechnung tragen. So hat die weltweite 
berechtigte Entrüstung über die gewaltsame Unterdrückung der katholischen Minderheit 
nicht unerheblich dazu beigetragen, das Verständnis für die veränderte Position der prote-
stantischen Majorität Nordirlands zu vernebeln; gerade aber diese Majorität ist es, die 
letztlich das Macht- und Gewaltzentrum Nordirlands bildet und den Schlüssel zur Über-
windung der Krise in der Hand hat. Zum anderen fördert die starke politische und militäri-
sche Präsenz Großbritanniens in Ulster die Verdeckung der Tatsache, daß die Unruhen in 
der britischen Krisenprovinz längst europäische Dimensionen (und Verantwortlichkeit) ge-
wonnen haben und nicht mehr abgelöst zu betrachten sind von den weitverbreiteten Kri-
senerscheinungen in den peripheren Regionen des EG-Raumes.
Die jüngsten Bemühungen der Regierung Thatcher, eine Irlandisierung des Konflikts durch 
stärkeren Einbezug Dublins und Zugeständnisse an republikanische Ansprüche auf Nordir-
land zu forcieren, läßt eine erneute •— die gegenwärtigen Unruhen weit übersteigende — 
Welle protestantischen Widerstandes mit möglichen separatistischen Konsequenzen er-
warten. Auf der Suche nach einem Ausweg aus der politischen Sackgasse, in der sich Nord-
irland befindet, sollte dieser potentielle protestantische Separatismus verstärkte Beach-
tung finden.

Fred Halliday: Krieg und Revolution in Afghanistan
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/81, S. 20—39

Die innenpolitische Lage Afghanistans ist ausgesprochen brisant, da sich die Demokrati-
sche Volkspartei nur mit militärischer Hilfe der Sowjetunion an der Macht halten kann. 
Der Autor zeigt im Detail auf, mit welchen innen- und außenpolitischen Kräfteverhältnis-
sen die DVPA seit ihrer Machtübernahme konfrontiert war, welche Reformen sie durchfüh-
ren wollte und welche Fehler sie dabei beging. Er kritisiert vor allem die repressiven Me-
thoden, mit denen die DVPA ihre Gegner bekämpfte. Die sowjetische Intervention ist der 
sichtbare Endpunkt einer ganzen Reihe von Einmischungen.


